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 Ständige Konferenz der Innenminister Berlin, 10.12.25 
 und -senatoren der Länder 
 - Geschäftsstelle - 

Sammlung der zur Veröffentlichung freigegebenen 
Beschlüsse 

der 224. Sitzung 
der Ständigen Konferenz der Innenminister 

und -senatoren der Länder 

vom 03. bis 05.12.25 

in Bremen 
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 ... 

TOP 7: Professionalisierung  der  polizeilichen  Detektion  und  Abwehr  von 
unbemannten  Luftfahrtsystemen  -  Kooperation  mit  militärischen 
Netzwerkpartnern 

TOP 10: Reformbedarf der Richtlinie (EU) 2016/680 (JI-Richtlinie - 
Datenschutz bei der Abwehr von Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit) 

TOP 11: Stärkung der Inneren Sicherheit durch den Einsatz von KI, 
insbesondere KI-gestützter Videoschutzsysteme durch die Polizei 
und Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder 

TOP 14: Kostenübernahme der Integrierten Untersuchungs- und 
Auswerteumgebung (IUA) 

TOP 18: Stärkung der sicherheitsbehördlichen Fähigkeiten im digitalen 
Raum, insbesondere zur Bekämpfung kinder- und 
gewaltpornografischer Inhalte sowie sexualisierter Gewalt gegen 
Frauen, Kinder und Jugendliche 

TOP 19: Effektive Ausgestaltung der Regelungen zum Erlass von 
Aufdeckungsanordnungen in der CSA-VO 

TOP 20: Durchführung  der  Elektronischen  Aufenthaltsüberwachung  (eAÜ) 
für Fälle der Gefahrenabwehr und des Aufenthaltsrechts durch die 
Gemeinsame  elektronische  Überwachungsstelle  der  Länder  sowie 
Zusammenarbeit mit der Polizei in den Anwendungsfällen der eAÜ 
in der Führungsaufsicht und der geplanten Regelung im 
Gewaltschutzgesetz 

TOP 22: Sachstandsbericht BLOAG „Fußball ohne Gewalt“ 

TOP 23: Extremisten entwaffnen – Anpassung des Waffenrechts hinsichtlich 
der waffenrechtlichen Unzuverlässigkeit 

TOP 24: Effiziente Strafverfolgung bei illegalem Handeltreiben mit Cannabis 
sicherstellen – Strafrahmen, Verjährungsfristen und 
Ermittlungsbefugnisse der Strafprozessordnung wieder in Einklang 
bringen 
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TOP 28: Wegfall der Pflicht zum ersetzenden Scannen nach der TR-
RESISCAN für Bußgeldbehörden 

TOP 33: Low-Level-Agenten – Gemeinsame Maßnahmen von Bund und 
Ländern zur Bekämpfung fremdstaatlich gesteuerter Bedrohungen 

TOP 39 i. V. m. 40: GEAS-Reform konsequent umsetzen und Chancen in 
Bund und Ländern gemeinsam nutzen 

TOP 43: Verbesserung der Kooperation mit relevanten Herkunftsstaaten 
durch den verstärkten Abschluss von Migrationsabkommen 

TOP 44: Rückführung von Personen, die eine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit darstellen – auch nach Afghanistan und Syrien 

TOP 45: Beschleunigung von Asylverfahren bei untergetauchten 
Antragstellern, Beschleunigung von Gerichtsverfahren und 
Verhinderung missbräuchlicher Folgeanträge in sogenannten 
Drehtürfällen 

TOP 46: Erweiterung des § 427 FamFG um die vorläufige 
Ingewahrsamnahme von untergetauchten Personen sowie 
Erweiterung des § 62 AufenthG zur vereinfachten Beantragung von 
Abschiebungshaft 

TOP 47: Bekämpfung des Missbrauchs der europäischen 
Arbeitnehmerfreizügigkeit 

TOP 48: Perspektiven für gut integrierte Duldungsinhaber 

TOP 49: Erhalt der etablierten Angebotsstruktur der psychosozialen 
Versorgung in den Ländern 

TOP 51: Pakt für den Bevölkerungsschutz auch in personeller Hinsicht 
umsetzen 

TOP 52: Resiliente KRITIS für eine resiliente Gesellschaft – Neuentwicklung 
rechtlicher Anforderungen an den KRITIS-Schutz: 
Sachstandsbericht KRITIS-Dachgesetz 

6 von 98



- 4 - 

 ... 

TOP 53: KRITIS Vulnerabilitäten verringern – Open Data-Strategie 
überprüfen 

TOP 54: Aufnahme von Bevölkerungsschutzthemen in den Schulunterricht 

TOP 55: Bund-Länder- und ressortübergreifender Nationaler Krisenstab und 
Nationales Lagezentrum im Bundeskanzleramt – Bericht über 
Konzeption und Umsetzung 

TOP 57: Bericht aus dem Nationalen Cyber-Sicherheitsrat und der 
Länderarbeitsgruppe (LAG) Cybersicherheit 

TOP 58: Cybersicherheit als dritte Säule der Inneren Sicherheit 

TOP 59: Bericht aus dem IT-Planungsrat 

TOP 60: Erneuerung bzw. Neueinführung der EU-IT Systeme (SIS 3.0, EES, 
ETIAS,  Eurodac  u.  a.)  sowie  Sachstand  zur  Interoperabilität  der 
EU-Informationssysteme und die ergriffenen Maßnahmen 

TOP 61: Stärkung der deutschen Staatsangehörigkeit – Verbleibender 
Reformbedarf 

TOP 62: Regelung eines ausdrücklichen Bekenntnisses zum Existenzrecht 
Israels im Staatsangehörigkeitsgesetz als 
Einbürgerungsvoraussetzung 

TOP 63: Digitalisierung des Einbürgerungstests und des Tests „Leben in 
Deutschland“ 

TOP 64: Notwendige Gesetzesänderungen zur Bekämpfung der Verwendung 
gefälschter Sprachzertifikate 

TOP 65: Fortentwicklung einer Rahmenvereinbarung über eine 
ämterübergreifende Aufgabenerledigung in der amtlichen Statistik - 
Verrechnung von (Patenland-)Aufgaben 

TOP 66: OZG-Leistungen  von  föderalem  Interesse  im  Aufgabenbereich  des 
AK I 
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TOP 67: Regelmäßiger BMI-Bericht zur aktuellen Lage bei der 
Registerzensus-Vorbereitung 

TOP 68: Schutz von Amts- und Mandatsträgerinnen und -trägern - 
Anpassung des strafrechtlichen und strafprozessualen Rahmens 

TOP 69: Schaffung eines Bundesflexibilisierungsgesetzes zur 
Bürokratieentlastung auf kommunaler Ebene 

TOP 70: Entgelttransparenzrichtlinie (EU) 2023/970 („ETRL“) 

TOP 71: Anhebung  der  Herstellerpreise  der  Bundesdruckerei  für  die  Pass- 
und Ausweiserstellung 

TOP 72: Bericht des Ländervertreters im JI-Rat der EU 

TOP 73: Zusammenarbeit im Bund-Länder-Gremium AdV zur Erfassung 
und Bereitstellung von Geobasisinformationen für Anwendungen in 
den Geschäftsbereichen der Innenressorts 

TOP 75: Zivilschutzhubschrauber 

TOP 76: Konsumcannabisgesetz (KCanG) - Vorgaben für 
Anbauvereinigungen überprüfen, Schwarzmarktaktivitäten 
vorbeugen und die Besitzmenge im öffentlichen Raum reduzieren 

TOP 77: Bekämpfung  der  Verbreitung  illegaler  Schusswaffen:  Herstellung 
unterbinden – Handelsstrukturen zerschlagen 
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Sammlung 

der zur Veröffentlichung freigegebenen Beschlüsse der 

224. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder  

vom 03. bis 04.12.25 in Bremen 

- 1 -  

TOP 7: Professionalisierung  der  polizeilichen  Detektion  und  Abwehr 
von unbemannten Luftfahrtsystemen - Kooperation mit 
militärischen Netzwerkpartnern 

Beschluss: 

1. Die  IMK  nimmt  den  mündlichen  Bericht  des  Landes  Rheinland-Pfalz  zur  Kooperation 

der  US  Air  Force  und  der  Polizei  Rheinland-Pfalz  im  Kontext  Detektion,  Verifikation 

und Abwehr unbemannter Luftfahrtsysteme zur Kenntnis.  

2. Sie bittet Rheinland-Pfalz, zur Frühjahrskonferenz 2026 über den weiteren Fortgang des 

Projekts zu berichten. 

9 von 98



Sammlung 
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TOP 10: Reformbedarf der Richtlinie (EU) 2016/680 (JI-Richtlinie - 
Datenschutz  bei  der  Abwehr  von  Gefahren  für  die  öffentliche 
Sicherheit) 

Beschluss: 

1. Die  IMK  begrüßt,  dass  auf  Ebene  der  Europäischen  Union  eine  Evaluierung  der  JI-

Richtlinie stattfindet und bei der Erstellung der diesbezüglichen Stellungnahme des Rates 

der Europäischen Union auch die Interessen der Mitgliedstaaten abgefragt worden sind. 

2. Sie  stellt  jedoch  fest,  dass  seitens  der  Europäischen  Union  erkannte  Probleme  in  der 

Umsetzung der JI-Richtlinie vor allem durch zusätzliche Leitlinien und Auslegungshilfen 

der  Aufsichtsbehörden  gelöst  werden  sollen,  anstatt  die  strukturellen  Defizite  der  JI-

Richtlinie gesetzgeberisch anzugehen. Dadurch besteht die Sorge, dass notwendige 

Reformen unterbleiben und so die Belastungen durch den Verwaltungsaufwand und die 

Spannungsfelder moderner Polizeiarbeit zulasten der Inneren Sicherheit bestehen bleiben. 

3. Die  IMK  bittet  daher  das  BMI,  zusammen  mit  den  Ländern  eine  vertiefte  Prüfung  der 

strukturellen Probleme der JI-Richtlinie vorzunehmen, mögliche, insbesondere 

gesetzgeberische Lösungsmöglichkeiten aufzuzeigen und hierzu in ihrer Frühjahrssitzung 

2026 zu berichten. 

4. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die JuMiKo über diesen Beschluss zu informieren. 
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der zur Veröffentlichung freigegebenen Beschlüsse der 

224. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder  

vom 03. bis 04.12.25 in Bremen 
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TOP 11: Stärkung  der  Inneren  Sicherheit  durch  den  Einsatz  von  KI, 
insbesondere KI-gestützter Videoschutzsysteme durch die 
Polizei und Sicherheitsbehörden des Bundes und der Länder 

Beschluss: 

1. Die  IMK  stellt  fest,  dass  der  Einsatz  von  Künstlicher  Intelligenz  (KI)  als  Teil  der 

Digitalisierung grundlegend ist, um den aktuellen Sicherheitsbedürfnissen und 

Herausforderungen unseres Rechtsstaats Rechnung zu tragen, Effektivität und Effizienz 

der  Polizei  und  der  Sicherheitsbehörden  zu  stärken  und  der  Kriminalitätsentwicklung 

wirksam entgegentreten zu können. Dies betrifft auch den Einsatz KI-gestützter 

Videoschutzsysteme im öffentlichen Raum, die der Polizei bereits heute wertvolle 

Unterstützung bei Fahndung und Gefahrenabwehr leisten.  

2. Sie  erachtet  es  daher  als  unerlässlich,  den  Rechtsrahmen,  der  insbesondere  durch  die 

Verordnung (EU) 2024/1689 vom 13. Juni 2024 (KI-VO) vorgegeben wird, 

auszuschöpfen und die Polizei und die Sicherheitsbehörden mit weiteren 

Rechtsgrundlagen zum präventiven sowie repressiven Einsatz von KI-Technologien 

auszustatten. Dies betrifft auch die Verarbeitung und Auswertung immer größer 

werdender Datenmengen – etwa aus dem intelligenten Videoschutz die einen 

unterstützenden Einsatz von KI unverzichtbar machen. 
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noch TOP 11 

3. Die IMK unterstreicht unter Bezugnahme auf ihre Beschlüsse zu TOP 37 sowie TOP 39 

der  223.  Sitzung  vom  11.  bis  13.06.25,  dass  die  digitale  Souveränität  auch  für  die 

Nutzung von KI (einschließlich der hierfür verwendeten technischen Ausrüstung) 

essentiell  ist.  Sie  bekräftigt,  dass  nicht  nur  die  derzeitige  geopolitische  Gesamtlage  im 

Sicherheitsbereich  eine  zunehmende  europäische  Eigenständigkeit  und  Unabhängigkeit 

bei der Auswahl entsprechender Produkte erfordert, um deren zuverlässige 

Beherrschbarkeit  und  die  Rechtskonformität  zu  gewährleisten  sowie  die  strukturellen 

Einflussmöglichkeiten außereuropäischer Staaten (zum Beispiel inhaltliche 

Datenveränderungen, Datenausleitungen etc.) auszuschließen. Sie stellt dabei erneut fest, 

dass die Nutzung von KI als notwendigem Element der künftigen digitalen 

Sicherheitsinfrastruktur  hinsichtlich  Verfügbarkeit,  Vertraulichkeit,  Integrität  und  ihrer 

Rechtskonformität keiner strukturellen Einflussmöglichkeit durch außereuropäische 

Staaten ausgesetzt sein sollte. 

4. Die  IMK  beauftragt  den  AK  II  unter  Hinweis  auf  ihren  Beschluss  vom  06.12.24  zu 

TOP 36, bis zur Frühjahrssitzung 2026 einen fortgeschriebenen Bericht zur polizeilichen 

KI-Strategie vorzulegen, der auch ein Lagebild zum Videoschutz im öffentlichen 

Raumbeinhaltet. 

5. Sie bittet das BMI, sich innerhalb der Bundesregierung für eine nachhaltige Investition in 

Projekte zur Entwicklung von KI-Anwendungen und insbesondere föderal nutzbaren KI-

Plattformen sowie zur Forschung auf dem Gebiet der KI einzusetzen, um die Polizei und 

die Sicherheitsbehörden zukunftsfähig sowie mit den erforderlichen Instrumenten 

ausstatten zu können. 
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TOP 14: Kostenübernahme der Integrierten Untersuchungs- und 
Auswerteumgebung (IUA) 

Beschluss: 

1. Die IMK betont den Bedarf ständiger Anpassungen der IT-Infrastruktur der 

Sicherheitsbehörden der Länder und des Bundes an den Stand der Technik. Die 

Sicherheitsbehörden der Länder stehen auch angesichts wachsender digitaler 

Datenmengen, komplexerer Kriminalitätsformen und steigender Anforderungen an 

Informationssicherheit  vor  einem  grundlegenden  Modernisierungsdruck.  Klassische  IT-

Architekturen mit dezentral betriebenen Systemen geraten hier oftmals an Grenzen. Eine 

hochleistungsfähige Infrastruktur bildet zunehmend die Grundvoraussetzung dafür, 

bundesweit ein hohes Niveau der Inneren Sicherheit sicherzustellen. 

2. Sie stellt fest, dass die Verarbeitung und Auswertung kontinuierlich zunehmender 

Datenmengen  zu  erheblichen  finanziellen  Belastungen  führen.  Sie  erkennt  in  diesem 

Zusammenhang an, dass sich die Verbundlösung IUA zur Bewältigung dieser 

Anforderungen als wertvolles Instrument erweisen kann. 

3. Die IMK betont, dass die Sicherstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse auch 

erfordert, dass die Sicherheitsbehörden in allen Ländern auf einem einheitlichen 

technischen Niveau agieren können. Ein Ungleichgewicht zwischen besser und schlechter 

ausgestatteten Behörden würde die Handlungsfähigkeit des föderalen 

Sicherheitsverbundes insgesamt schwächen.  

4. Die IMK betont, dass die Akzeptanz von Verbundlösungen – auch der IUA – neben der 

fachlichen Geeignetheit auch eine angemessene und ausgewogene Aufteilung der Kosten 

zwischen Bund und Ländern voraussetzt. Dabei soll sich die Höhe der Beteiligung nach 

der Nutzung des jeweiligen Landes richten. 
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vom 03. bis 04.12.25 in Bremen 
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TOP 18: Stärkung der sicherheitsbehördlichen Fähigkeiten im digitalen 
Raum, insbesondere zur Bekämpfung kinder- und 
gewaltpornografischer Inhalte sowie sexualisierter Gewalt 
gegen Frauen, Kinder und Jugendliche 

Beschluss: 

1. Die  IMK  stellt  fest,  dass  die  Kriminalität  unter  Nutzung  des  digitalen  Raums  die 

Strafverfolgungsbehörden nach wie vor erhebliche Herausforderungen stellt. Phänomene 

wie  die  Verbreitung  von  Bild-  und  Videomaterial  sexualisierter  Straftaten  an  gezielt 

betäubten Personen oder gezielte Manipulation von Kindern und Jugendlichen mit dem 

Ziel  der  Aufzeichnung  und  Verbreitung  selbstschädigender  Handlungen  bis  hin  zum 

Suizid  machen  erhebliche  zusätzliche  Anstrengungen  zum  Schutz  der  betroffenen  – 

häufig besonders vulnerablen – Opfer erforderlich. 

2. Vor diesem Hintergrund begrüßt die IMK ausdrücklich die bereits vereinbarten 

Maßnahmen zur Stärkung der Ermittlungsarbeit im digitalen Raum, insbesondere die im 

Koalitionsvertrag  auf  Bundesebene  verankerten  Maßnahmen  zum  Schutz  von  Kindern 

und Jugendlichen vor sexualisierter Gewalt im Internet. Dazu zählen auch die geplanten 

Gesetzesänderungen  zur  Einführung  von  Mindestspeicherfristen  für  IP-Adressen  und 

Portnummern, die Reform des Cyberstrafrechts, verschärfte Sanktionsmöglichkeiten 

gegenüber  Plattformen,  insbesondere  bei  systemischen  Mängeln  bei der  Entfernung 

strafbarer Inhalte, die Einführung verpflichtender Altersverifikationen sowie die 

Verbesserung der Zusammenarbeit mit Plattformbetreibern. 

3. Die IMK hebt hervor, dass der derzeitige Gesetzentwurf zur Verschärfung der Sanktionen 

bei  der  Verabreichung  von  K.O.-Tropfen  ein  wichtiger  Meilenstein  ist,  um  vulnerable 

Gruppen  zu  schützen.  Ebenso  bedeutsam  sind  die  Fortschritte  bei  der  internationalen 

Datenbeschaffung  durch  die  E-Evidence-Verordnung,  die  ab  August  2026  in  Kraft  tritt 

und  eine  beschleunigte  und  einheitliche  Rechtsdurchsetzung  im  europäischen  Raum 

ermöglichen wird. 
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noch TOP 18 

4. Sie  hält  darüberhinausgehende  Anstrengungen  für  erforderlich  und  bittet  das  BMI,  die 

Umsetzung insbesondere der folgenden Maßnahmen zu unterstützen: 

a. Ausweitung  der  Strafbarkeit  auf  den  Besitz  von  ohne  oder  gegen  den  Willen  des 

erwachsenen Opfers entstandenen gewaltpornografischen Inhalten.  

b. Weitere Förderung und Ausbau moderner technischer Erkennungssysteme: 

Verbesserung der automatisierten Erkennung und Auswertung von illegalen Inhalten 

im Internet durch die Entwicklung und Implementierung leistungsfähiger KI-

basierter Analyse- und Filtertools unter der Federführung des BKA. 

c. Weitere Stärkung des BKA in seiner Zentralstellenfunktion über die Ausweitung des 

für kinderpornografische Inhalte bereits initiierten zentralen Melde- und 

Löschprozesses hinaus auf sonstige verbotene Pornografie, insbesondere 

sexualisierte Gewalt und Missbrauchsdarstellungen.  

d. Einrichtung einer zentralen nationalen Hashwert-Datenbank beim BKA zur 

effektiveren  Identifikation  und  Löschung  inkriminierter  Bild-  und  Videodateien  im 

Netz.  

e. Verpflichtung  der  Diensteanbieter/Plattformbetreiber,  Plattforminhalte  automatisiert 

und regelmäßig mit der Hashwerte Datenbank des BKA abzugleichen und 

inkriminierte Inhalte zu löschen. 

f. Stärkung  der  digitalen  Ermittlungsbefugnisse  durch  die  zügige  gesetzgeberische 

Ermöglichung  insbesondere  der  temporären  Speicherpflicht  von  IP-Adressen  und 

Portnummern,  der  automatisierten  Datenanalyse  und  den  Einsatz  von  KI-Systemen 

zur Gefahrenabwehr und zur Verbesserung der Strafverfolgung im Internet.  

g. Prüfung inwieweit ein Quick-Freeze-Verfahren über die in der Mindestspeicherfrist 

gespeicherten Daten hinaus im Rahmen verlängerter Speicherfristen erforderlich ist. 
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noch TOP 18 

h. Prüfung  der  Einrichtung  eines  europäischen  Zentrums  zur  Bekämpfung  sexuellen 

Missbrauchs von Kindern und Jugendlichen im Internet (analog des US-

amerikanischen National Centers for Missing & Exploited Children/NCMEC). 

i. Stärkung  der  personellen  Ressourcen  und  kontinuierliche  Fortbildung:  durch  eine 

nachhaltige Aufstockung des spezialisierten Personals im Bund und in den Ländern 

in den Bereichen digitale Forensik, Cyber-Ermittlungen und Präventionsarbeit 

verbunden mit institutionalisierten und regelmäßigen Aus- und 

Weiterbildungsmaßnahmen zur Steigerung der Effektivität der Ermittlungsmethoden  

5. Die  IMK  bekräftigt  die  Notwendigkeit  einer  engen  und  koordinierten  Zusammenarbeit 

zwischen Bund, Ländern, Strafverfolgungsbehörden, Justiz, Plattformbetreibern und 

internationalen  Partnern,  um  die  Herausforderungen  der  digitalen  Kriminalität  wirksam 

zu  begegnen.  Dabei  ist  es  essenziell,  den  Schutz  der  Persönlichkeitsrechte  und  die 

rechtsstaatlichen  Prinzipien  zu  wahren,  ohne  die  Effektivität  der  Strafverfolgung  zu 

beeinträchtigen. 

6. Abschließend spricht sich die IMK dafür aus, die bestehenden Maßnahmen und 

gesetzlichen Initiativen kontinuierlich zu evaluieren und bei Bedarf anzupassen, um auf 

technologische Entwicklungen und neue Bedrohungslagen flexibel reagieren zu können.  

7. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die JuMiKo über diesen Beschluss zu informieren. 

 

 

Protokollnotiz BY, BW, HE, NI, NW, SN, ST und SH: 
Im  Koalitionsvertrag  zwischen  CDU/CSU  und  SPD  für  die  21.  Wahlperiode  wurde  die  Einführung  einer 
verhältnismäßigen, europa- und verfassungsrechtskonformen dreimonatigen Speicherpflicht für IP-Adressen und 
Portnummern vereinbart, um diese einem Anschlussinhaber zuordnen zu können. Diese wird durch den Freistaat 
Bayern, Baden-Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und 
Schleswig-Holstein  ausdrücklich  befürwortet,  wenngleich  aus  fachlicher  Sicht  eine  Speicherpflicht  auch  aller 
über IP-Adressen und Portnummern hinausgehenden Verkehrsdaten wünschenswert wäre.  
Unter Ziffer 4 g) wird die Einführung eines zusätzlichen „Quick-Freeze-Verfahren“ gefordert. Dieses sieht vor, 
dass Verkehrsdaten vorübergehend gespeichert werden, sobald die Strafverfolgungsbehörden die Provider 
aufgrund eines vorliegenden Strafverfahrens hierzu auffordern.  
Wenngleich  dies  im  Beschluss  nicht  ausdrücklich  beschrieben  wird,  verstehen  der  Freistaat  Bayern,  Baden-
Württemberg, Hessen, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Holstein 
die  Forderung  nach  einem  Quick-Freeze-Verfahren  dahingehend,  dass  die  Strafverfolgungsbehörden  im  Falle 
eines  laufenden  Strafverfahrens  die  Speicherung  der  über  IP-Adressen  und  Portnummern  hinausgehenden 
Verkehrsdaten  (z. B. Datum  und  Uhrzeit  der  Kommunikation,  MAC-Adressen,  Sender- und  Empfängerdaten), 
die noch beim Provider vorhanden sind, anordnen dürfen, um diese für die Ermittlungen nutzen zu können. 
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TOP 19: Effektive Ausgestaltung der Regelungen zum Erlass von 
Aufdeckungsanordnungen in der CSA-VO 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den Bericht „Effektive Ausgestaltung der Regelungen zum Erlass von 

Aufdeckungsanordnungen  in  der  CSA-VO“  (Stand:  08.11.25)  (nicht  freigegeben)  zur 

Kenntnis. 

2. Sie fordert das BMI auf, sich im Interesse einer Stärkung der Bekämpfung von 

Missbrauchsdarstellungen  von  Kindern  innerhalb  der  Bundesregierung  auch  weiterhin 

dafür einzusetzen, dass Deutschland bei den Verhandlungen auf Ebene der Europäischen 

Union  für  eine  effektive  Ausgestaltung  der  Regelungen  in  der  CSA-VO  eintritt.  Die 

Regelungen  dürfen  nicht  hinter  der  bisherigen  Rechtslage  zum  Schutz  von  Kindern 

zurückbleiben. 

3. Die IMK bittet das BMI, in ihrer Frühjahrssitzung 2026 erneut zum Stand der 

Verhandlungen auf Ebene der Europäischen Union zu berichten. 
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TOP 20: Durchführung der Elektronischen Aufenthaltsüberwachung 
(eAÜ) für Fälle der Gefahrenabwehr und des Aufenthaltsrechts 
durch  die  Gemeinsame  elektronische  Überwachungsstelle  der 
Länder sowie Zusammenarbeit mit der Polizei in den 
Anwendungsfällen  der  eAÜ  in  der  Führungsaufsicht  und  der 
geplanten Regelung im Gewaltschutzgesetz 

Beschluss: 

1. Die  IMK  nimmt  den  Bericht  „Elektronische  Aufenthaltsüberwachung  -  Gesamtkonzept 

für  eine  Erweiterung  im  Rahmen  der  Polizeigesetze  und  des  Gewaltschutzgesetzes“ 

(Stand: 27.10.25) (nicht freigegeben) zur Kenntnis. 

2. Sie beauftragt den AK II, in Abstimmung mit der Justizseite zur Frühjahrssitzung 2026 

einen Vorschlag für eine staatsvertragliche Regelung einschließlich eines Finanzkonzepts 

zur Kostenverteilung der Erweiterungskosten sowie der laufenden Kosten der 

Elektronischen Aufenthaltsüberwachung vorzulegen. 

3. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, die JuMiKo über diesen Beschluss und den Bericht zu 

informieren. 

 

 

 

 

 

 

 

Protokollnotiz BY, NW und SH: 
Bayern,  Nordrhein-Westfalen  und  Schleswig-Holstein  weisen  darauf  hin,  dass  das  Gewaltschutzgesetz  als 
zivilrechtliche  Schutzvorschrift,  wie  auch  dessen  Umsetzung,  in  den  Zuständigkeitsbereich  der  Justizressorts 
fallen. Dies verkennt nicht, dass sich im Fall eines auflaufenden Alarms und entsprechend gegebener 
Gefahrenlage eine Zuständigkeit der jeweiligen Landespolizei ergeben kann. 
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TOP 22: Sachstandsbericht BLOAG „Fußball ohne Gewalt“ 

Beschluss: 

1. Die  IMK  betont,  dass  Deutschland  eine  erfolgreiche  und  begeisterte  Fußballnation  ist. 

Jede  Woche  unterstützen  hunderttausende  von  friedlichen  Fans  ihre  Vereine  in  den 

Stadien. Diese friedlichen Fans mit ihrer gelebten Fankultur sind ein wichtiger 

Bestandteil des Fußballs in Deutschland. Die ganz überwiegende Zahl der 

Fußballbegegnungen  in  allen  Spielklassen  verlaufen  gut  organisiert  und  weitgehend 

friedlich. Die IMK dankt den Polizeien der Länder und des Bundes für  ihre großartige 

Arbeit rund um die Stadionsicherheit. Sicherheit in den Stadien und im Umfeld ist das 

Ziel einer engen Zusammenarbeit zwischen den Verbänden, Vereinen, den 

Sicherheitsbehörden und örtlichen Behörden und Stellen.  

2. Sie  nimmt  mit  Besorgnis  wahr,  dass  wenige  Störer  mit  hoher  Gewaltbereitschaft  eine 

nicht  hinzunehmende  Beeinträchtigung  für  die  Sicherheit  in  und  um  die  Stadien  sowie 

auf  den  Reisewegen  darstellen.  Geplante  Drittortauseinandersetzungen  sowie  spontane 

Gewalttätigkeiten und Sachbeschädigungen im öffentlichen Personenverkehr, an 

Bahnhöfen und auf dem Weg zum Stadion, Vandalismus in den Stadien, Raubdelikte und 

Körperverletzungen,  die  Verwendung  unerlaubter  und  gefährlicher  Pyrotechnik  in  und 

abzielend auf Menschenmengen sind keine Kavaliersdelikte, sondern zeugen von hoher 

krimineller  Energie.  Sie  gefährden  die  öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung,  sie  stellen 

eine Gefahr für die friedliche Fankultur dar. Die IMK unterstreicht den Handlungsbedarf, 

im Interesse eines Fußballs ohne Gewalt gegen diese Entwicklungen konsequent 

vorzugehen. 

3. Die  IMK  spricht  der  unter  der  Verantwortung  des  AK  II  arbeitenden  Bund-Länder-

offenen Arbeitsgruppe (BLOAG) „Fußball ohne Gewalt - Maßnahmen zur Eindämmung 

von Gewalt und Stärkung der Sicherheit im Fußball“ ihren Dank aus für den vorgelegten 

dritten  –  nicht  abschließenden  –  Sachstandsbericht  -VS-NfD-  (Stand:  18.09.25)  (nicht 

freigegeben) sowie die Kurzfassung des Sachstandsberichts -VS-NfD- (Stand: 18.09.25) 

(nicht freigegeben) und nimmt die Berichte zur Kenntnis. 
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noch TOP 22 

4. Sie  stellt  fest,  dass  die  Umsetzung  der  im  Spitzengespräch  vom  18.  Oktober  2024 

vereinbarten  Maßnahmen  in  den  Themenbereichen  Stadionverbote,  Stadionsicherheit, 

Stadionallianzen  und  Prävention  zwischenzeitlich  weiter  vorangeschritten  ist.  Die  IMK 

sowie DFB und DFL haben insbesondere Fortschritte erzielt bei Verbesserungen bei den 

technischen und organisatorischen Sicherheitsvorkehrungen, insbesondere der 

systematischen  Stärkung  des  Sicherheitsmanagements.  Weitgehende  Einigkeit  besteht 

auch  bei  dem  Ausbau  von  Präventionsmaßnahmen,  insbesondere  Stadionallianzen  als 

Instrument zur gemeinschaftlichen Vorbereitung und Durchführung der Spiele und 

Gewaltprävention bei den sozialpädagogischen Fanprojekten. Die IMK hebt hervor, dass 

in  dem  wichtigen  Bereich  der  künftigen  Stadionverbotsverfahren  mit  der  Einrichtung 

einer Zentralen Stadionverbotskommission beim DFB (im Sinne einer Berufungsinstanz 

als Fach- und Rechtsaufsicht) sowie der Weiterentwicklung und insbesondere der 

konsequenten,  bundesweit  vereinheitlichten  Durchsetzung  der  Stadionverbotsrichtlinien 

eine weitgehende Annäherung erreicht werden konnte. Sie bittet die BLOAG, die 

gemeinsame Arbeit mit DFB und DFL zum Themenbereich Stadionverbote mit dem Ziel 

eines zeitnahen Ergebnisses weiterzuführen und bittet ihren Vorsitzenden, bei Vorliegen 

eines Einigungsvorschlages zeitnah zu einer digitalen Sondersitzung der IMK einzuladen. 

5. Die IMK begrüßt, dass die DFL auf Basis der zu diesem Punkt in der BLOAG 

einvernehmlichen Beratung und im Vorgriff auf das Gesamtergebnis im Themenbereich 

Stadionsicherheit in ihrer Mitgliederversammlung am 04.12.25 bereits eine verbindliche 

Vorgabe  zu  den  von  den  Vereinen  zu  bestellenden  Fan-  und  Sicherheitsbeauftragten 

beschlossen hat. 

6. Die  IMK  erkennt  an,  dass  die  BLOAG  dem  Beschluss  der  223.  IMK  vom  11.  bis 

13.06.25 unter TOP 32 Ziffer 3 folgend das Thema „Sicherheit bei Sportveranstaltungen 

– Einbringen von pyrotechnischen Gegenständen in Sportstätten“ in ihren 

Bearbeitungsprozess  integriert  hat.  Sie  stellt  zugleich  fest,  dass  insoweit  noch  keine 

akzeptablen Ergebnisse erzielt werden konnten. Die IMK bekräftigt noch einmal, dass bis 

zur Frühjahrskonferenz der IMK im Jahr 2026 die Erarbeitung wirksamer 

Strategieansätze im spieltagsbezogenen Sicherheitsmanagement, insbesondere im 

Themenbereich Pyrotechnik konstruktiv unter Einbindung aller Akteure vorgelegt 

werden soll. 
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7. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die SMK, den DFB und die DFL über diesen Beschluss zu 

informieren. 

8. Sie beauftragt den AK II, auf ihrer Frühjahrssitzung 2026 erneut zu berichten. 
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TOP 23: Extremisten entwaffnen – Anpassung des Waffenrechts 
hinsichtlich der waffenrechtlichen Unzuverlässigkeit 

Beschluss: 

1. Die  IMK  bekräftigt  ihren  Beschluss  vom  13.06.25  zu  TOP  77  („Auswirkungen  der 

Einstufung  als  gesichert  extremistische  Bestrebung,  insbesondere  auf  Beschäftigte  im 

öffentlichen Dienst“) und die darin unterstrichene Notwendigkeit, auf die Einstufung von 

Bestrebungen als gesichert extremistisch auch waffenrechtlich zu reagieren.  

2. Sie stellt fest, dass die derzeitige Gesetzeslage zwar die Möglichkeit bietet, Extremisten 

und  insbesondere  Mitgliedern  verfassungsfeindlicher  Organisationen  waffenrechtliche 

Erlaubnisse  zu  versagen  oder  zu  entziehen.  In  der  Praxis  gelingt  dies  jedoch  vielfach 

nicht,  da  die  Rechtsprechung  hierzu  zum  Teil  zu  hohe  Anforderungen  bezüglich  der 

individuellen Begründung der Annahme von Bestrebungen stellt, die gegen die 

verfassungsmäßige Ordnung gerichtet sind.  

3. Da Waffen nicht in die Hände von Extremisten gehören, spricht sich die IMK dafür aus 

zu prüfen, ob die Schwelle für die Annahme einer waffenrechtlichen Unzuverlässigkeit 

im  Waffengesetz  dahingehend  herabgesetzt  werden  sollte,  dass  für  Mitglieder  einer  als 

gesichert extremistisch eingestuften Vereinigung zwingend auch die absolute 

Unzuverlässigkeit im Sinne des Waffengesetzes angenommen wird. 

4. Die IMK unterstreicht die Dringlichkeit der Evaluation des Waffenrechts und bittet das 

BMI, das Ergebnis möglichst bis zur Frühjahrssitzung 2026 vorzulegen. 
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TOP 24: Effiziente Strafverfolgung bei illegalem Handeltreiben mit 
Cannabis sicherstellen – Strafrahmen, Verjährungsfristen und 
Ermittlungsbefugnisse der Strafprozessordnung wieder in 
Einklang bringen 

Beschluss: 

1. Die IMK weist mit Nachdruck darauf hin, dass es sich bei dem gewerbsmäßigen Handel 

mit Cannabis insbesondere um schwere strukturelle Kriminalität bis hin zur Organisierten 

Kriminalität handelt, die in ihren schädlichen, kriminellen Wirkungen und Gefahren nicht 

geringer einzustufen ist, als der illegale Handel mit anderen Drogen. Sie bekräftigt daher 

ihre Kritik daran, dass die Verfolgung dieser Delikte durch Inkrafttreten des 

Konsumcannabisgesetzes (KCanG) deutlich erschwert wurde. 

2. Sie erneuert insbesondere ihre Kritik daran, dass das Strafmaß gerade für gewerbsmäßige 

Handelsdelikte abgesenkt wurde. 

3. Sie stellt fest, dass mit der Einführung des KCanG diverse (verdeckte) 

Ermittlungsmöglichkeiten der StPO für Straftaten im Zusammenhang mit Cannabis 

beschränkt worden sind und nur unzureichend angewendet werden können. Damit wird 

die  Bekämpfung  der  Organisierten  Kriminalität  im  Bereich  des  illegalen  Handels  mit 

Cannabis maßgeblich erschwert. 

4. Sie nimmt die Vereinbarung im Koalitionsvertrag des Bundes zur Kenntnis, die zunächst 

eine Evaluation des KCanG vorsieht. Sie bittet  das BMI sicherzustellen, dass der IMK 

alle  Ergebnisse  dieser  Evaluation  rechtzeitig  und  in  geeigneter  Weise  zur  Kenntnis 

gegeben werden und die bisherigen Ergebnisse aus dem ersten Zwischenbericht bei der 

Beurteilung der Auswirkungen auf die Strafverfolgung Berücksichtigung finden. 
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5. Die IMK fordert das BMI unabhängig von den weiteren Evaluationsergebnissen bereits 

jetzt dazu auf, sich innerhalb der Bundesregierung dafür einzusetzen, dass die derzeitigen 

Strafrahmen  und  Verjährungsfristen,  die  im  KCanG  für  das  nach  wie  vor  strafbare 

Handeltreiben  mit  Cannabis  gelten,  orientiert  an  den  ursprünglichen  Regelungen  im 

BtMG  so  korrigiert  werden.  Ziel  muss  sein,  dass  alle  in  Betracht  kommenden  und 

benötigten Ermittlungsbefugnisse der StPO angewandt werden können, um insbesondere 

Strukturen der Organisierten Kriminalität auch in diesem Bereich wieder effektiv 

bekämpfen zu können.  

6. Sie bittet das BMI, zu ihrer Frühjahrssitzung 2026 über den Sachstand zu berichten.  

7. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, die JuMiKo und die GMK über diesen Beschluss zu 

informieren. 
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TOP 28: Wegfall  der  Pflicht  zum  ersetzenden  Scannen  nach  der  TR-
RESISCAN für Bußgeldbehörden 

Beschluss: 

1. Die IMK stellt fest, dass sich für eine erhebliche Anzahl an Bußgeldstellen tatsächliche 

Herausforderungen dahingehend ergeben, ab dem 1. Januar 2026 eine elektronische Akte 

zu führen und an die Justiz zu übermitteln. 

2. Sie bittet das BMI, sich innerhalb der Bundesregierung für die Änderung des § 110c des 

Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten einzusetzen, indem nach Satz 2 der folgende Satz 3 

eingefügt  wird:  „Abweichend  von  §  32e  Absatz  2  der  Strafprozessordnung  ist  bis  zum 

31.12.28  bei  der  Übertragung  der  Ausgangsdokumente  nur  sicherzustellen,  dass  das 

übertragene Dokument mit dem Ausgangsdokument übereinstimmt.“ Des Weiteren wird 

der  neue  Satz  4  (vorher  Satz  3)  bis  zum  31.12.28  durch  den  folgenden  Satz  ersetzt: 

„Entspricht diese Übertragung von Dokumenten und die Sicherstellung der 

Übereinstimmung mit dem Ausgangsdokument nicht dem Stand der Technik gemäß § 32 

Absatz  2  Strafprozessordnung,  beträgt  abweichend  von  §  32e  Absatz  4  Satz  1  der 

Strafprozessordnung die Frist zur Speicherung oder Aufbewahrung der 

Ausgangsdokumente mindestens ein Jahr.“ 

3. Die  IMK  bittet  ihren  Vorsitzenden,  die  JuMiKo  über  diesen  Beschluss  zu  informieren 

und die Bundesministerin der Justiz und für Verbraucherschutz zu ersuchen, den 

Vorschlag aufzugreifen. 

4. Sie bittet zudem das BMI zu prüfen, ob im Hinblick auf die Situation in den 

Bußgeldbehörden  dauerhaft  alternative  anderweitige  Sicherheitsmechanismen  für  den 

Scanvorgang  vorzusehen  und  durch  eine  entsprechende  Änderung  des  §110c  OWiG 

abzusichern sind. Sie bittet das BMI, über das Ergebnis der Prüfung zur Herbstsitzung der 

IMK 2026 zu berichten. 
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TOP 33: Low-Level-Agenten – Gemeinsame Maßnahmen von Bund und 
Ländern zur Bekämpfung fremdstaatlich gesteuerter 
Bedrohungen 

Beschluss: 

1. Die IMK stellt fest, dass es in Deutschland in letzter Zeit vermehrt zu Anwerbeversuchen 

für  Spionage  und  Sabotage  kam  und  zeigt  sich  über  die  Gefahr  besorgt,  die  vom 

fremdstaatlich gesteuerten Einsatz sogenannter „Low-Level-Agenten“ ausgehen kann. 

2. Sie unterstützt den Bund in seinem Anliegen, diese Bedrohung unserer Demokratie und 

Sicherheit  zu  bekämpfen  und  begrüßt  vor  diesem  Hintergrund  ausdrücklich  die  vom 

Bundeskriminalamt  und  den  Nachrichtendiensten  des  Bundes  gestartete  gemeinsame 

Informationskampagne zu „Low-Level-Agenten“. 

3. Die IMK regt im Sinne einer möglichst hohen Wirksamkeit solcher Kampagnen an, die 

Länder frühzeitig einzubinden und gemeinsam weitere Maßnahmen zur Bekämpfung von 

Anwerbeaktionen zu entwickeln. 
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TOP 39 i. V. m. 40: GEAS-Reform konsequent umsetzen und Chancen in 
Bund und Ländern gemeinsam nutzen 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den mündlichen Bericht des BMI zur Kenntnis. 

2. Sie unterstreicht die hohe Bedeutung der Reform des Gemeinsamen Europäischen 

Asylsystems (GEAS) und deren konsequente und zügige Umsetzung in allen 

Mitgliedstaaten, auch in Deutschland. GEAS ist die Grundlage, um EU-weit die 

Gewährung internationalen Schutzes nach einheitlichen Regeln zu steuern und zu ordnen, 

humanitäre Standards für Geflüchtete zu schützen und irreguläre Migration zu begrenzen.  

3. Die Länder erkennen an, dass die Realisierung der europarechtlich erforderlichen 

Einrichtungen zur Durchführung von Asyl- und Rückkehrgrenzverfahren und die 

Gewährleistung der Unterbringung und Versorgung der Drittstaatsangehörigen die 

Beteiligten  vor  erhebliche  operative  Schwierigkeiten  stellen.  Daher  ist  diese  Aufgabe 

vom Bund sowie den Ländern gemeinsam zu erfüllen. Die Länder sind bereit, den Betrieb 

der  Einrichtungen  für  das  Außengrenzverfahren  (Asylverfahren  an  der  Außengrenze, 

Rückkehrgrenzverfahren  und  Screeningverfahren  an  der  Außengrenze)  zu  übernehmen, 

sofern der Bund die dauerhafte und kostendeckende Finanzierung für die Errichtung bzw. 

Herrichtung  der  erforderlichen  Einrichtungen  sowie  des  Betriebs  übernimmt.  Damit  ist 

sicherzustellen,  dass  nicht  nur  befristete  Finanzierungszusagen  oder  Zuschussbescheide 

erteilt werden und bei Kostensteigerungen keine Neuverhandlungen erforderlich werden. 

Unter Betrieb ist in diesem Zusammenhang die Unterbringung sowie Versorgung der im 

Asylgrenz- und Rückkehrgrenzverfahren befindlichen Personen zu verstehen. 

Hinsichtlich  der  mit  der  Aufrechterhaltung  und  Durchsetzung  der  Nichteinreisefiktion 

untrennbar verbundenen Aufgaben wie die Außensicherung der Einrichtung oder 

Transporte der Drittstaatsangehörigen zu Gerichtsterminen oder medizinischen 

Behandlungen  kann  im  Einzelfall  eine  Übernahme  auch  dieser  Aufgaben  durch  die 

Länder gegen vollständige Kostenerstattung durch den Bund vereinbart werden. Sollten 

hoheitliche Verpflichtungen gemäß § 65 Aufenthaltsgesetz erforderlich sein, um 

Einrichtungen durch Flughafenbetreiber errichten zu lassen, obliegen diese dem Bund. 
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4. Die  IMK  weist  darauf  hin,  dass  aufgrund  des  bisherigen  Dissenses  zu  diesen  Fragen 

erhebliche Risiken für eine fristgerechte Umsetzung des Asylgrenzverfahrens zum 

12.06.26 bestehen. Die IMK hält es insofern für umso dringlicher, dass im Rahmen des 

laufenden  Gesetzgebungsverfahrens  umgehend  eine  Erklärung  des  Bundes  mit  diesem 

Inhalt  bei  der  parlamentarischen  Beratung  der  Entwürfe  zum  GEAS-Anpassungs-  und 

GEAS-Anpassungsfolgegesetz  erfolgt,  in  der  zudem  zur  Frage  der  Zuständigkeit  für 

Errichtung  und  Betrieb  der  Einrichtungen  abweichend  von  den  Ausführungen  in  der 

Gesetzesbegründung eine neutrale Aussage getroffen wird, und den Ländern zeitnah den 

Entwurf  einer  dauerhaft  belastbaren  Finanzierungsvereinbarung,  idealerweise  in  Form 

eines Staatsvertrages, vorgelegt wird. 
 

5. Die IMK erklärt, dass die Länder die Planungen für Errichtung und Betrieb der Standorte 

für  das  Asylgrenz-  und  Rückkehrgrenzverfahren  inkl.  vorgeschaltetem  Screening  erst 

konkretisieren und umsetzen werden, wenn der  Bund die Aufgabenteilung aus Ziffer 3 

sowie die zu deren Fixierung erforderlichen Schritte aus Ziffer 4 umgesetzt hat. 

6. Sie  weist  darauf  hin,  dass  nach  wie  vor  Fragen  der  Umsetzung  der  GEAS-Reform, 

insbesondere solche der Screening-VO (EU 2024/1356), ungeklärt sind, und betont, dass 

die  Länder  weiterhin  für  Gespräche  über  eine  sachgerechte  und  faire  Verteilung  von 

Zuständigkeiten, Aufgaben und finanziellen Belastungen bereitstehen. 

7. Ergänzend  stellt  die  IMK  fest,  dass  der  Bund  die  Übernahme  der  Zuständigkeit  für 

Überstellungen im Rahmen des Verfahrens nach der Dublin-III-Verordnung bzw. 

zukünftig  der  Asyl-  und  Migrationsmanagement-Verordnung  im  Rahmen  des  GEAS-

Umsetzungspaketes noch nicht geregelt hat und der Bitte aus dem Beschluss zu TOP 11 

der 223. IMK, in Abstimmung mit den Ländern eine konkrete Umsetzungskonzeption zu 

erarbeiten, bislang nicht nachkommt. Die IMK erinnert an die dringende Erforderlichkeit 

der Zuständigkeitsbündelung des gesamten Dublin-Verfahrens, beginnend mit der 

Durchführung des Asylverfahrens bis hin zur Planung, Organisation und Umsetzung der 

Überstellung in den zuständigen Mitgliedstaat, beim Bund. 
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Protokollnotiz BMI: 
Das BMI sieht das Verständnis einer gemeinsamen Aufgabe bei der Umsetzung des Außengrenzverfahrens und 
des Screenings als richtigen Weg, um eine Lösung in den bestehenden Positionen zu Zuständigkeitsfragen zu 
haben. Der Bedarf der betroffenen Länder für eine dauerhafte, belastbare und die Kosten, auch bei 
Kostensteigerungen,  deckenden  Finanzierungslösung  wird  dabei  vom  BMI  anerkannt.  Die  geeignete  Form  ist 
gemeinsam zu vereinbaren. Dies betrifft auch die Frage des Umgangs mit einzelnen Maßnahmen im Ziel der 
Außengrenzverfahren im Sinne einer fairen Regelung. Hinsichtlich der Dublin-Verfahren ist die Übernahme der 
Dublin-Überstellungsverfahren  durch  den  Bund  vorgesehen.  Hierzu  erarbeitet  das  BMI  eine  entsprechende 
Konzeption und wird nach dieser Erstellung zur Erörterung auf die Länder zukommen. 
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TOP 43: Verbesserung der Kooperation mit relevanten 
Herkunftsstaaten durch den verstärkten Abschluss von 
Migrationsabkommen 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den Bericht „Abwicklung und Beendigung der Aufnahmeverfahren aus 

Afghanistan, insbesondere dem Bundesaufnahmeprogramm für Afghanistan“ 

(Stand: 06.11.25) (nicht freigegeben) zur Kenntnis.  

2. Sie  nimmt  insbesondere  zur  Kenntnis,  dass  die  Bundesregierung  einen  Abschluss  der 

Verfahren für die noch in Pakistan befindlichen Personen mit 

Aufnahmezusage/Aufnahmeerklärung bis Ende 2025 anstrebt. 

3. Die IMK erinnert an ihre Bitten aus den Frühjahrssitzungen 2024 und 2025, die Länder 

über den Stand von Migrationsverhandlungen und -abkommen regelmäßig und 

umfassend zu informieren, und erwartet eine Berichterstattung spätestens zur 

Frühjahrskonferenz 2026. 
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TOP 44: Rückführung von Personen, die eine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit darstellen – auch nach Afghanistan und Syrien 

Beschluss: 

1. Die  IMK  nimmt  den  Bericht  „Rückführung  von  Personen,  die  eine  Gefahr  für  die 

öffentliche Sicherheit darstellen – auch nach Afghanistan und Syrien -VS-NfD-“ 

(Stand: 07.11.25) (nicht freigegeben) zur Kenntnis. 

2. Sie erkennt die Anstrengungen der Bundesregierung, die Länder bei Rückführungen nach 

Afghanistan und Syrien zu unterstützen, und die bereits erzielten Fortschritte an. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Protokollnotiz NW: 
Das  Ministerium  für  Kinder,  Jugend,  Familie,  Gleichstellung,  Flucht  und  Integration  des  Landes  Nordrhein-
Westfalen  nimmt  den  Bericht  des  BMI  zum  Thema  „Rückführung  von  Personen,  die  eine  Gefahr  für  die 
öffentliche Sicherheit darstellen – auch nach Afghanistan und Syrien“ (Stand: 07.11.25) zur Kenntnis.  
Aus Sicht des genannten Ministeriums bezieht sich der Beschluss ausschließlich auf die prioritäre Rückführung 
von Gefährdern und Straftätern und nicht grundsätzlich auf Rückführungen nach Syrien und Afghanistan.   
Es  wird  zusätzlich  darauf  hingewiesen,  dass  seitens  Nordrhein-Westfalens  weiterhin  erhebliche  Bedenken 
hinsichtlich der Kooperation mit Taliban-Vertretern in den Auslandsvertretungen bestehen und eine 
Zusammenarbeit mit einer international nicht anerkannten De-facto-Regierung als grundsätzlich problematisch 
gilt. Zudem wird hervorgehoben, dass die Taliban dadurch Zugriff auf sensible personenbezogene Daten von in 
Deutschland lebenden Afghaninnen und Afghanen erhalten könnten. 
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TOP 45: Beschleunigung von Asylverfahren bei untergetauchten 
Antragstellern, Beschleunigung von Gerichtsverfahren und 
Verhinderung  missbräuchlicher  Folgeanträge  in  sogenannten 
Drehtürfällen 

Beschluss: 

1. Die IMK äußert die Besorgnis, dass Asyl- und daraus resultierende 

verwaltungsgerichtliche Verfahren sowohl nach derzeitigem Recht als auch nach 

Inkrafttreten der GEAS-Reform missbräuchlich betrieben und verzögert werden können. 

Dies  gilt  insbesondere  durch  die  Phänomene  des  Untertauchens  nach  Stellung  eines 

Asylantrages und durch wiederholte Asylantragstellungen nach Rückkehr kurz nach einer 

Überstellung oder Abschiebung. Darüber hinaus sollte auch eine Inanspruchnahme 

gerichtlichen Rechtsschutzes nicht rechtsmissbräuchlich erfolgen können. 

2. Sie begrüßt die bereits durch das BMI getroffenen Maßnahmen zur Beschleunigung von 

Asylverfahren und bittet das BMI um fortlaufende Prüfung sowie erste Berichterstattung 

zur Frühjahrssitzung 2026, ob und wie Asylverfahren unter Berücksichtigung der unter 

Ziffer 1 dargestellten Phänomene weiter optimiert werden können. 
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TOP 46: Erweiterung des § 427 FamFG um die vorläufige 
Ingewahrsamnahme von untergetauchten Personen sowie 
Erweiterung des § 62 AufenthG zur vereinfachten Beantragung 
von Abschiebungshaft 

Beschluss: 

1. Die IMK stellt fest, dass vollziehbar ausreisepflichtige Personen verpflichtet sind, 

Deutschland  zu  verlassen.  Die  konsequente  Durchsetzung  der  Ausreisepflicht  ist  eine 

wesentliche  Voraussetzung  für  die  Funktionsfähigkeit  des  Asyl-  und  Aufenthaltsrechts 

und erinnert an ihren Beschluss vom 13.06.25 zu TOP 11, wonach Bundes- und 

Landesbehörden gemeinsam sicherstellen müssen, dass in Fällen von Aufgriffen 

ausreisepflichtiger Personen zu jeder Zeit schnell und adäquat gehandelt werden kann. 

2. Sie  weist  darauf  hin,  dass  durch  die  geltende  Rechtslage  Verzögerungen  beim  Vollzug 

des Rückführungsverfahrens entstehen können. Soweit die betroffene Person 

untergetaucht und ihr Aufenthaltsort unbekannt ist, kommt eine vorläufige 

Ingewahrsamnahme nach § 427 FamFG sowie ein Antrag auf Abschiebungshaft gemäß 

§ 62  AufenthG  nicht  in  Betracht.  Nach  geltender  Rechtslage  kann  die  Person  gemäß 

§ 50 Absatz 6 AufenthG zum Zweck der Aufenthaltsbeendigung in den 

Fahndungshilfsmitteln der Polizei zur Aufenthaltsermittlung und Festnahme 

ausgeschrieben werden. Die Ingewahrsamnahme kann aber – trotz Vorliegens von 

Haftgründen – erst und nur dann beantragt werden, wenn die betroffene Person 

tatsächlich anwesend ist. Eine gerichtliche Haftanordnung zur Sicherung der 

Rückführung bei Abwesenheit der betroffenen Person ist – anders als im 

Strafprozessrecht – unzulässig. 

3. Die  IMK  bittet  daher das  BMI,  in  Abstimmung  mit  dem  BMJ  die  Prüfung  einer 

Anpassung des AufenthG sowie des FamFG weiter voranzutreiben, sodass die 

Beantragung einer Ingewahrsamnahme auch bei abwesenden Personen möglich ist.  
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4. Sie betont die Bedeutung der Einführung einer neuen Befugnis zur vorläufigen 

Ingewahrsamnahme, um zu gewährleisten, dass alle notwendigen Beteiligten, 

einschließlich Ausländerbehörden, Gerichten, Haftanstalten etc. einbezogen werden 

können  und  sich  die  Ausreisepflichtigen  den  ausländerbehördlichen  Maßnahmen  nicht 

entziehen können.  

5. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, die JuMiKo über diesen Beschluss zu informieren. 

34 von 98



Sammlung 

der zur Veröffentlichung freigegebenen Beschlüsse der 

224. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder  

vom 03. bis 04.12.25 in Bremen 

- 27 -  

TOP 47: Bekämpfung des Missbrauchs der europäischen 
Arbeitnehmerfreizügigkeit 

Beschluss: 

1. Die IMK unterstreicht die Bedeutung der europäischen Freizügigkeit für das 

Zusammenleben  innerhalb  der  EU.  Sie  begrüßt  die  Pläne  der  Bundesregierung,  im 

Rahmen  der  Ausarbeitung  einer  „Neuen  Grundsicherung“  auch  die  missbräuchliche 

Inanspruchnahme der europäischen Arbeitnehmerfreizügigkeit zu bekämpfen. 

2. Sie weist darauf hin, dass bereits die primär- und sekundärrechtlichen Vorgaben auf EU-

Ebene  auch  Einschränkungen  der  Arbeitnehmerfreizügigkeit  vorsehen,  wenn  damit  die 

missbräuchliche Inanspruchnahme von Sozialleistungen verbunden ist. Diese Regeln sind 

in  der  Vollzugspraxis  der  Leistungsbehörden  und  der  Ausländerbehörden  konsequent 

anzuwenden. Es ist vor allem Aufgabe der Leistungsbehörden, bei entsprechenden 

Hinweisen oder Indizien die Voraussetzungen einer weiter bestehenden 

Arbeitnehmerfreizügigkeit oder deren materiellen Verlust im Rahmen der 

Leistungsgewährung  zu  prüfen  und  die  Ausländerbehörden  zu  benachrichtigen,  wenn 

nicht-deutsche Unionsbürgerinnen und Unionsbürger Sozialleistungen beantragen. 

3. Die IMK  erinnert an ihren Beschluss vom 21.06.24 zu TOP 15, in dem  sie festgestellt 

hat, dass neben der regulären Zuwanderung von Unionsbürgerinnen und  

-bürgern auch Zuzüge zum Zwecke der Inanspruchnahme von Sozialleistungen in 

Deutschland  festzustellen  sind.  Sie  dankt  dem  BMI  für  den  im  Beschluss  beauftragten 

und zwischenzeitlich übermittelten Bericht, mit dem „Handlungs- und 

Verbesserungsmöglichkeiten“ aufgezeigt werden.  

a) Als vorrangig umzusetzen sieht die IMK die Überarbeitung und Aktualisierung der 

Allgemeinen  Verwaltungsvorschrift  zum  Freizügigkeitsgesetz/EU  an  und  bittet  das 

BMI,  den  Leitfaden  zum  Freizügigkeitsrecht  der  Unionsbürger  und  ihrer  Familien 

(C/2023/1392, ABl. C vom 22.12.23) in der Verwaltungsvorschrift zu 

berücksichtigen, praxistauglich darzustellen und sich in diesem Zuge mit den 

Ländern abzustimmen sowie 
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b) dass im Bericht dargestellte niederländische Stufenmodell in die Überarbeitung der 

Verwaltungsvorschrift einzubeziehen, um Prüfpunkte für das Vorliegen der 

Freizügigkeitsvoraussetzungen zu definieren. 

4. Die IMK bittet das BMI, gemeinsam mit dem BMAS unter Beteiligung der 

Sozialleistungsverwaltung und Einbeziehung der Länder zu überprüfen, ob die 

rechtlichen  Rahmenbedingungen,  Verwaltungsvorschriften  und  praktischen  Abläufe  die 

Identifizierung der im Bericht genannten Prüfanlässe durch Datenaustausch ermöglichen 

und auf die Beseitigung etwaig bestehender Hindernisse hinzuwirken. Teil der Prüfung 

sollte sein, inwieweit Hinweise für Bearbeitende in die Fachverfahren (Software) 

integriert werden können, die die Leistungs- und Ausländerbehörden zur Fallbearbeitung 

verwenden. 

5. Sie  bittet  das  BMI,  gemeinsam  mit  dem  BMAS  die  Leistungsbehörden  beim  Thema 

Missbrauch  des  Freizügigkeitsrechts  zu  sensibilisieren  und  auf  die  Mitteilungspflichten 

an die Ausländerbehörden hinzuweisen, weil die Mitteilungspflicht bereits dann eintritt, 

wenn Anhaltspunkte für ein Nichtbestehen des Freizügigkeitsrechts bestehen. 

6. Schließlich bittet die IMK das BMI zu prüfen, inwieweit innerhalb der Bundesregierung 

eine  Initiative  zur  Änderung  unionsrechtlicher  Vorgaben  wie  der  EU-Verordnung  zur 

Koordinierung  der  Systeme  sozialer  Sicherheit  VO  (EG)  883/2004  möglich  ist  soziale 

Leistungen an Familienangehörige aus der Basis der Lebenshaltungskosten des 

jeweiligen Mitgliedstaats, in dem die entsprechenden Familienangehörigen wohnen, 

indexiert werden können. 

7. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, die Arbeits- und Sozialministerkonferenz über diesen 

Beschluss zu informieren. 
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TOP 48: Perspektiven für gut integrierte Duldungsinhaber 

Beschluss: 

1. Die  IMK  nimmt  den  „Bericht  des  BMI  zum  Thema  ‚Perspektiven  für  gut  integrierte 

Duldungsinhaber‘“ (Stand: 31.10.25) (nicht freigegeben) über den Sachstand der 

Umsetzung der Vereinbarung im Koalitionsvertrag zur Schaffung eines Aufenthaltsrechts 

für gut integrierte Geduldete und zu Ergebnissen der Aus- und Bewertung des 

Chancenaufenthaltsrechts zur Kenntnis. 

2. Sie nimmt zur Kenntnis, dass das BMI in seinem Bericht erklärt, die Vereinbarung der 

Koalitionspartner auf Bundesebene umsetzen zu wollen, wonach „für geduldete 

Ausländer,  die  gut  integriert  sind,  über  ausreichende  Deutschkenntnisse  verfügen  und 

durch ein bestehendes, sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis seit zwölf 

Monaten ihren Lebensunterhalt überwiegend sichern, deren Identität geklärt ist, die nicht 

straffällig  geworden  sind  (analog  §  60d  Absatz  1  Nr.  7  AufenthG)  und  die  sich  zum 

31.12.24 seit mindestens vier Jahren ununterbrochen in Deutschland  aufgehalten haben 

sowie die Voraussetzungen von §§ 25a, 25b Aufenthaltsgesetz noch nicht erfüllen, einen 

befristeten  Aufenthaltstitel  zu  schaffen“.  Vor  dem  Hintergrund,  dass  die  vereinbarte 

Regelung bereits zum 31.12.27 wieder außer Kraft treten soll, bittet die IMK das BMI, 

zeitgerecht einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen. 

3. Die IMK bittet das BMI, zur Frühjahrskonferenz 2026 erneut zu berichten. 
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TOP 49: Erhalt der etablierten Angebotsstruktur der psychosozialen 
Versorgung in den Ländern 

Beschluss: 

1. Die IMK erkennt die psychosoziale Versorgung von Geflüchteten auch als 

sicherheitsrelevantes Thema an.  

2. Aus  diesem  Grund  ist  es  von  entscheidender  Bedeutung,  dass  die  in  den  Ländern 

geschaffene  Angebotsstruktur  erhalten  bleibt.  Die  Projekte  des  Asyl-,  Migrations-  und 

Integrationsfonds (AMIF) müssen weitergeführt und aus dem Fonds finanziert werden.  

3. Außerdem bittet die IMK das BMI und das BMBFSFJ, sich dafür einzusetzen, dass die 

Mittel für das Bundesprogramm des BMBFSFJ für die Betreuung und Beratung 

ausländischer Geflüchteter auf dem Stand des Jahres 2025 (i. H. von 12 Millionen Euro 

durch HH-Ansatz und überplanmäßige Ausgaben) auch im Haushaltsjahr 2026 erhalten 

bleiben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Protokollnotiz BMI: 

Der Bundeshaushalt 2026 ist bereits beschlossen. 
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TOP 51: Pakt für den Bevölkerungsschutz auch in personeller Hinsicht 
umsetzen 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den mündlichen Bericht Bayerns zur Kenntnis 

2. Sie stellt erneut fest, dass die geänderte Sicherheits- und Bedrohungslage für Deutschland 

und Europa unverzüglich rasche Vorkehrungen im Bereich der inneren und der äußeren 

Sicherheit  erfordert.  Der  von  Bund  und  Ländern  gleichermaßen  angestrebte  Aufbau 

sowie der dauerhafte Erhalt schlagkräftiger Strukturen im Bevölkerungsschutz auch unter 

Zivilschutzgesichtspunkten sowie für Zwecke der Zivilen Verteidigung kann ohne 

begleitende Aufstockung der bisher bestehenden personellen Kapazitäten in den 

zuständigen Behörden von Bund und Ländern, einschließlich der Kommunen, allerdings 

nicht erreicht werden. 

3. Die IMK begrüßt die Ankündigungen des Bundesministers des Innern für einen mit 10 

Milliarden  Euro  dotierten  Pakt  für  den  Bevölkerungsschutz  und  dessen  Umsetzung  bis 

zum Jahr 2029. Für einen spürbaren und effektiven Impuls zur Stärkung der 

gesamtstaatlichen Resilienz muss der Pakt für den Bevölkerungsschutz auch eine 

personelle Stärkung der zuständigen Sicherheits-, Zivilschutz- und 

Katastrophenschutzbehörden umfassen und den Ländern hierfür entsprechende Mittel zur 

Verfügung stellen. 

4. Die  Innenministerinnen  und  -minister,  die  Innensenatorin  und  -senatoren  der  Länder 

bitten  den  Bundesminister  des  Innern,  in  Abstimmung  mit  dem  Bundesminister  der 

Finanzen  gemeinsam  mit  den  Ländern  rasch  die  weiteren  erforderlichen  Schritte  zur 

Ausarbeitung sowie zum Abschluss eines Pakts für den Bevölkerungsschutz zu ergreifen.  

5. Die  IMK  bittet  ihren  Vorsitzenden,  die  MPK  und  die  FMK  über  diesen  Beschluss  zu 

informieren. 
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noch TOP 51 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Protokollnotiz BMI: 
Das BMI weist darauf hin, dass der Bundeshaushaltgesetzgeber erhebliche Mittel für Zwecke des Zivilschutzes 
zur Verfügung gestellt hat. Das BMI hält eine Finanzierung der Länder in personeller Hinsicht für 
verfassungsrechtlich nicht möglich. 
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TOP 52: Resiliente KRITIS für eine resiliente Gesellschaft – 
Neuentwicklung  rechtlicher  Anforderungen  an  den  KRITIS-
Schutz: Sachstandsbericht KRITIS-Dachgesetz 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den „Bericht des BMI zum Thema ‚Resiliente KRITIS für eine resiliente 

Gesellschaft – Neuentwicklung rechtlicher Anforderungen an den KRITIS-Schutz: 

Sachstandsbericht KRITIS-Dachgesetz‘“ (Stand: 31.10.25) (freigegeben) zur Kenntnis. 

2. Sie  nimmt  den  Beschluss  der  Bundesregierung  über  den  Entwurf  des  Gesetzes  zur 

Umsetzung  der  Richtlinie  über  die  Resilienz  kritischer  Einrichtungen  (CER-Richtlinie) 

vom  10.  September  2025  zur  Kenntnis  und  verweist  inhaltlich  auf  die  diesbezügliche 

kritische  Stellungnahme  des  Bundesrats  sowie  die  entsprechenden  Vorbefassungen  der 

IMK im Rahmen der zurückliegenden Sitzungen. Gerade auch mit Blick auf die 

Umsetzungsfrist für die Richtlinie und im Interesse eines raschen Fortgangs des 

Gesetzgebungsverfahrens fordert die IMK das BMI auf, die im Bundesrat beschlossenen 

Änderungen des Gesetzentwurfs umzusetzen. 

 

 

 

 

 

 

 

Protokollnotiz BMI: 
Die Stärkung der Resilienz der kritischen Infrastrukturen ist von hoher Bedeutung und gemeinsames Ziel von 
Bund und Ländern. Mit dem KRITIS-Dachgesetz wird der erste Baustein eines kontinuierlich 
fortzuentwickelnden Gesamtsystems gelegt. Eine generelle Ausweitung des Anwendungsbereichs des KRITIS-
Dachgesetzes und der auf der Grundlage zu erlassenden Verordnungen würde erheblich höhere Kosten für die 
Wirtschaft und Verwaltung bedeuten. Das BMI weist darauf hin, dass die Länder im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten weiterhin Möglichkeiten haben, weitergehende Vorgaben zu resilienzsteigernden Maßnahmen 
zu machen. 
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TOP 53: KRITIS Vulnerabilitäten verringern – Open Data-Strategie 
überprüfen 

Beschluss: 

1. In  Anbetracht  der  aktuellen  Gefährdungslage  für  die  Kritische  Infrastruktur  weist  die 

IMK auf die Sensibilität von Daten zu KRITIS-Versorgungsnetzen und weiteren 

sicherheitsrelevanten Daten hin. Dies betrifft ebenso Daten von Sicherheitsbehörden wie 

Polizei, Feuerwehr, Rettungsdienste, Katastrophen- und Zivilschutz, deren 

missbräuchliche Nutzung die hybride Bedrohungslage verschärft. hin. Diese Daten 

unterliegen aus Sicht der IMK einem besonderen Schutzinteresse und sollten daher vor 

unbefugtem Zugriff geschützt und nicht veröffentlicht werden. Die IMK stellt fest, dass 

diesem Schutzbedürfnis gesetzliche Regelungen und wirtschaftliche Interessen 

entgegenstehen.  

2. Sie  bittet  ihren  Vorsitzenden,  die  Fachministerkonferenzen  über  diesen  Beschluss  zu 

informieren und darum zu bitten, darauf hinzuwirken, dass Veröffentlichungsregelungen 

in  den  jeweiligen  Fachgesetzen  entsprechend  abgeändert  werden,  damit  sensible  Daten 

von KRITIS und den Sicherheitsbehörden nicht mehr veröffentlicht werden müssen und 

im  Übrigen  auf  eine  Veränderung  der  Vollzugspraxis  in  den  jeweiligen  KRITIS-  und 

Sicherheitsbereichen hingewiesen wird.  

3. Die IMK bittet das BMI innerhalb der Bundesregierung darauf hinzuwirken, dass sich die 

Bundesrepublik Deutschland auf europäischer Ebene dafür einsetzt, die durch 

europäische Regelungen vorgegebenen Veröffentlichungspflichten durch KRITIS und die 

Sicherheitsbehörden entsprechend abzuändern und den Sicherheitsbedürfnissen 

Rechnung zu tragen. 

 

Protokollnotiz BMI: 

BMI teilt die Bedenken der Länder teilweise. Konkrete Anpassungen können nur in den jeweils einschlägigen 
sektorspezifischen  Regelungen  des  Bundes  und  der  Länder  vorgenommen  werden.  Oftmals  bestehen  bereits 
entsprechende Ausnahmeregelungen, die durch KRITIS-Betreiber bislang jedoch noch selten genutzt werden. Es 
handelt  sich  mithin  um  ein  Vollzugsdefizit.  BMI  weist  auf  den  Bericht  „Ausgleich  Transparenzpflichten  mit 
Wirtschaftsschutzbelangen“ (Stand: 02.10.25) hin, der in der Herbstsitzung des AK IV am 13./14.10.25 
beschlossen wurde. 
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TOP 54: Aufnahme von Bevölkerungsschutzthemen in den 
Schulunterricht 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt die mündlichen Berichte des BMI und Hessens zur Kenntnis. 

2. Sie sieht die Einbindung von Themen des Bevölkerungsschutzes in den Schulunterricht 

als  wirksames  Mittel,  um  die  Selbstschutz-  und  Selbsthilfefähigkeiten  der  Bevölkerung 

flächendeckend und nachhaltig zu stärken. Deshalb begrüßt sie die Initiative des Bundes 

in Kooperation mit dem Land Hessen sowie die Initiativen anderer Länder zur 

Einbindung von Bevölkerungsschutzinhalten in den Schulunterricht und appelliert, 

Vergleichbares in allen Ländern zu etablieren.  

3. Die  IMK  bittet  die  KMK,  im  Rahmen  der  schulischen  Umsetzung  und  den  Bund,  im 

Rahmen seiner Verantwortung für den Zivilschutz diese Initiativen zu unterstützen. 

4. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die KMK über diesen Beschluss zu unterrichten. 
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TOP 55: Bund-Länder- und ressortübergreifender Nationaler 
Krisenstab und Nationales Lagezentrum im Bundeskanzleramt 
– Bericht über Konzeption und Umsetzung 

Beschluss: 

Die IMK nimmt den „Bericht des BMI zum Thema‚ Bund-Länder- und ressortübergreifender 

Nationaler  Krisenstab  und  Nationales  Lagezentrum  im  Bundeskanzleramt  –  Bericht  über 

Konzeption und Umsetzung“ (Stand: 04.11.25) (nicht freigegeben) zur Kenntnis. 

44 von 98



Sammlung 

der zur Veröffentlichung freigegebenen Beschlüsse der 

224. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder  

vom 03. bis 04.12.25 in Bremen 

- 37 -  

TOP 57: Bericht aus dem Nationalen Cyber-Sicherheitsrat und der 
Länderarbeitsgruppe (LAG) Cybersicherheit 

Beschluss: 

Die  IMK  nimmt  den  „Bericht  aus  dem  Nationalen  Cyber-Sicherheitsrat  (NCSR)  und  der 

Länderarbeitsgruppe Cybersicherheit“ (Stand: 30.10.25) (nicht freigegeben) zur Kenntnis und 

bittet Hessen, anlassbezogen erneut zu berichten. 
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TOP 58: Cybersicherheit als dritte Säule der Inneren Sicherheit 

Beschluss: 

1. Die  IMK  nimmt  das  „Konzept  zur  Einrichtung  von  Koordinierungsstellen  sowie  eines 

Flächennetzwerks Cybersicherheit“ (Stand: 24.09.25) (nicht freigegeben) zur Kenntnis. 

2. Sie setzt sich dafür ein, dass die Länder im Rahmen der jeweiligen Ressortzuständigkeit 

Maßnahmen zum Auf- und Ausbau der Koordinierungsstellen Cybersicherheit ergreifen 

und beauftragt die LAG Cybersicherheit, über deren Umsetzungstand zur Herbstsitzung 

2026 zu berichten.  

3. Die IMK stellt fest, dass hierzu zunächst das Benennen einer landesinternen 

Koordinierungsstelle  für  Cybersicherheit,  das  Einbinden  in  ein  Krisenmanagement  auf 

Landesebene  und  das  Erstellen  eines  landesinternen  und  übergreifend  standardisierten 

sowie anschlussfähigen Lagebildes gehört. 
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TOP 59: Bericht aus dem IT-Planungsrat 

Beschluss: 

Die IMK nimmt den Bericht (Stand: 02.12.25) (freigegeben) des Ansprechpartners der IMK 

über die Sitzungen des IT-Planungsrats am 26.06.25 und 26.11.25 zur Kenntnis. 
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TOP 60: Erneuerung bzw. Neueinführung der EU-IT Systeme (SIS 3.0, 
EES, ETIAS, Eurodac u. a.) sowie Sachstand zur 
Interoperabilität der EU-Informationssysteme und die 
ergriffenen Maßnahmen 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den „Bericht des BMI zum Thema ‚Erneuerung bzw. Neueinführung der 

EU-IT Systeme (SIS 3.0, EES, ETIAS, Eurodac u. a.) sowie Sachstand zur 

Interoperabilität der EU-Informationssysteme und die ergriffenen Maßnahmen‘“ 

(Stand: 03.11.25) (freigegeben) zur Kenntnis. 

2. Sie bittet das BMI, anlassbezogen erneut Bericht zu erstatten. 
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TOP 61: Stärkung  der  deutschen  Staatsangehörigkeit  –  Verbleibender 
Reformbedarf 

Beschluss: 

1. Die IMK unterstreicht, dass eine Einbürgerung erst am Ende eines gelungenen 

Integrationsprozesses  stehen  kann  und  weist  darauf  hin,  dass  die  hohe  Belastung  der 

Einbürgerungsbehörden Handlungsbedarf beim Staatsangehörigkeitsgesetz begründet. 

2.  Sie stellt fest, dass die im Staatsangehörigkeitsgesetz für eine Einbürgerung vorgesehene 

Gebühr zuletzt im Jahr 1993 angepasst wurde. Sie stellt fest, dass die Gebühr angesichts 

der  seither  erheblich  gestiegenen  Personal-  und  Sachkosten  schon  lange  nicht  mehr 

angemessen ist und zugleich die Zahl der Einbürgerungsanträge bundesweit stark 

gestiegen ist. Sie betont, dass Einbürgerungsverfahren mit der gebotenen Gründlichkeit 

durchgeführt  werden  müssen  und  einen  erheblichen  Verwaltungsaufwand  verursachen. 

Sie  bittet  daher  das  BMI  um  eine  Initiative,  die  Gebühr  in  angemessenem  Umfang  –

mindestens auf 500 Euro – zu erhöhen und auch die Gebühren für die Feststellung des 

Bestehens oder Nichtbestehens der deutschen Staatsangehörigkeit (§ 38 Absatz 2 

Satz 1 Nummer 2 StAG), für die Ausstellung einer sonstigen Bescheinigung 

(§ 38 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 StAG) sowie für die Miteinbürgerung eines 

minderjährigen Kindes (§ 38 Absatz 2 Satz 2 StAG) in angemessener Weise anzupassen. 

3. Die  IMK  weist  darauf  hin,  dass  im  Staatsangehörigkeitsrecht  nach  der  allgemeinen 

Regelung des § 75 VwGO eine sogenannte „Untätigkeitsklage“ drei Monate nach 

Antragstellung zulässig ist. Sie stellt fest, dass Einbürgerungsverfahren gemäß der 

langjährigen  Verwaltungspraxis  regelmäßig  nicht  innerhalb  eines  Zeitraums  von  drei 

Monaten abgeschlossen werden können und auch die Rechtsprechung die Drei-Monats-

Frist für Einbürgerungsverfahren mittlerweile als unangemessen kurz erachtet. Sie bittet 

daher das BMI, im Staatsangehörigkeitsgesetz zu regeln, dass in Einbürgerungsverfahren 

eine Untätigkeitsklage nicht vor Ablauf von zwölf Monaten seit dem Antrag auf 

Einbürgerung zulässig ist. 
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noch TOP 61 

4. Sie  hält  es  für  notwendig,  bestehende  Digitalisierungspotenziale  besser  auszuschöpfen, 

um die Effizienz der Antragsbearbeitung zu steigern. Zur Beschleunigung der 

Einbürgerungsverfahren bittet sie das BMI, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der es den 

Staatsangehörigkeitsbehörden ermöglicht, Einbürgerungsanträge auf behördliche 

Antragsformulare  zu  beschränken  und  Einbürgerungsbewerber  auf  Onlinedienste  im 

Sinne des Onlinezugangsgesetzes oder vergleichbare digitale Dienste zu verweisen. 

5. Die  IMK  weist  darauf  hin,  dass  die  Feststellungen  gefälschter  Sprachzertifikate  sowie 

gefälschter  Teilnahmezertifikate  an  Einbürgerungstests  zunehmen,  diese  Täuschungen 

aber nur bedingt einbürgerungsrechtlich spürbare Konsequenzen haben, weil die 

strafrechtlichen Verfahren nur selten zu Sanktionen führen, die eine Einbürgerung 

ausschließen.  Nach  geltender  Rechtslage  sind  Ausländer,  die  ihre  Einbürgerung  mit 

Täuschungen erschleichen wollten, unter Umständen einzubürgern, wenn sie im 

Nachgang  echte  Sprachzertifikate  oder  Testergebnisse  vorlegen.  Die  IMK  hält  es  für 

angezeigt, die Betroffenen auch dann für einen Zeitraum von 10 Jahren von 

Einbürgerungen auszuschließen, wenn das Strafverfahren nach § 153 oder § 153a StPO 

eingestellt  oder  der  täuschende  Ausländer  zu  einer  unter  der  Bagatellgrenze  liegenden 

Strafe verurteilt wird, und bittet das BMI um einen entsprechenden Gesetzesvorschlag. 

6. Sie erinnert daran, dass mit dem Gesetz zur Modernisierung des 

Staatsangehörigkeitsgesetzes  vom  22.  März  2024  eine  Ausweitung  und  Effektivierung 

der  Sicherheitsüberprüfungen  in  Einbürgerungsverfahren  beschlossen  wurde.  Über  die 

Verfassungsschutzbehörden  hinaus  sollen  auch  andere  Sicherheitsbehörden  der  Länder 

und des Bundes auf digitalem Weg über das Bundesverwaltungsamt nach Erkenntnissen 

gefragt werden, die zu einem Ausschluss von der Einbürgerung führen können. Die IMK 

stellt fest, dass die erweiterten Sicherheitsabfragen bisher nicht erfolgen können, weil die 

technischen Voraussetzungen der Datenübermittlung durch das BMI noch nicht 

geschaffen wurden. Angesichts der Bedeutung der Informationen der 

Sicherheitsbehörden, auch für die Beurteilung der Korrektheit von Angaben und 

Bekenntnissen,  bittet  die  IMK  das  BMI,  den  beschlossenen  Ausbau  der  Regelanfragen 

zügig voranzutreiben. 
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TOP 62: Regelung eines ausdrücklichen Bekenntnisses zum 
Existenzrecht Israels im Staatsangehörigkeitsgesetz als 
Einbürgerungsvoraussetzung 

Beschluss: 

1. Die  IMK  bekräftigt  ihren  Beschluss  vom  08.12.23  zu  TOP  2,  in  dem  sie  vor  dem 

Hintergrund  des  Völkermords  des  nationalsozialistischen  Unrechtsregimes  an  Jüdinnen 

und Juden in Europa die besondere historische Verantwortung Deutschlands für den Staat 

Israel und alle Jüdinnen und Juden betont und die Garantie des Existenzrechts Israels als 

deutsche  Staatsräson  bekräftigt  hat  (TOP  2  Ziffer  2).  Sie  unterstreicht  die  besondere 

Bedeutung des mit dem am 27. Juni 24 in Kraft getretenen Gesetzes zur Modernisierung 

des Staatsangehörigkeitsrechts als Einbürgerungsvoraussetzung in das 

Staatsangehörigkeitsgesetz neu aufgenommenen Bekenntnisses „zur besonderen 

historischen Verantwortung Deutschlands für die nationalsozialistische 

Unrechtsherrschaft  und  ihre  Folgen,  insbesondere  für  den  Schutz  jüdischen  Lebens, 

sowie  zum  friedlichen  Zusammenleben  der  Völker  und  dem  Verbot  der  Führung  eines 

Angriffskrieges“. Sie betont, dass die besondere historische Verantwortung Deutschlands 

für den Schutz jüdischen Lebens auch den Bestand Israels als „Zufluchtsort“ und 

Heimstatt aller Menschen jüdischen Glaubens beinhaltet.  

2. Sie  unterstreicht  die  Notwendigkeit  der  Thematisierung  des  Existenzrechts  Israels  im 

Einbürgerungsverfahren  durch  die  Staatsangehörigkeitsbehörden  und  verweist  insoweit 

auf ihren Beschluss vom 08.12.23 zu TOP 2, nach dem die Staatsangehörigkeitsbehörden 

dafür  sensibilisiert  werden  sollen,  bei  Vorliegen  von  Anhaltspunkten  die  Anerkennung 

des Existenzrechts Israels zu thematisieren (TOP 2 Ziffer 7 Buchstabe c).  
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TOP 63: Digitalisierung des Einbürgerungstests und des Tests „Leben in 
Deutschland“ 

Beschluss: 

1. Die IMK begrüßt das Vorhaben des BMI, den Einbürgerungstest und den Test „Leben in 

Deutschland“ zu digitalisieren. 

2. Sie bittet das BMI, hierfür eine gesetzliche Regelung zur Übertragung der Zuständigkeit 

für  die  Durchführung  des  Einbürgerungstests  auf  das  Bundesamt  für  Migration  und 

Flüchtlinge  (BAMF)  vorzulegen.  Diese  Regelung  soll  eine  gemeinsame  Digitalisierung 

der  beiden  Testverfahren  ermöglichen.  Dabei  ist  ein  hohes  Maß  an  Fälschungs-  und 

Manipulationssicherheit anzustreben. 

3. Sie bittet das BMI, die Länder über den Stand der technischen Umsetzung zu informieren 

und sie bei der Ausgestaltung der Übermittlung relevanter Nachweisdaten an 

Länderbehörden einzubeziehen. 
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TOP 64: Notwendige Gesetzesänderungen zur Bekämpfung der 
Verwendung gefälschter Sprachzertifikate 

Beschluss: 

1. Die  IMK  nimmt  den  mündlichen  Bericht  des  BMI  zur  Verwendung  gefälschter  oder 

inhaltlich unrichtiger Zertifikate zur Kenntnis. 

2. Sie  stellt  fest,  dass  die  Verwendung  gefälschter  oder  inhaltlich  unrichtiger  Zertifikate 

durch Antragsteller bei Einbürgerungen und aufenthaltsrechtlichen Verfahren möglichst 

weitgehend unterbunden werden muss. 

3. Die IMK betont die besondere Bedeutung der Integrität der einbürgerungs- und 

aufenthaltsrechtlichen  Verfahren  und  des  Vertrauens  der  Bevölkerung  in  staatliches 

Handeln, die nicht durch gefälschte Zertifikate unterminiert werden dürfen. 

4. Sie bittet das BMI, organisatorische, technische und gesetzliche Möglichkeiten 

aufzuzeigen, um diesem Phänomen effektiv zu begegnen. Zur Unterbindung von 

Täuschungen ist insbesondere zu prüfen, ob und wie Zertifikate mit täuschungssicheren 

Merkmalen ausgestattet, ob die erforderlichen Sprachnachweise von zertifizierten 

Vertragspartnern zentral und für die Behörden abrufbar – zum Beispiel im AZR – erfasst 

werden können und Testinstitute zur belastbaren Identifizierung von Testteilnehmenden 

angehalten werden können. 

5. Die  IMK  betont  im  Rahmen  des  einbürgerungs-  und  aufenthaltsrechtlichen  Verfahrens 

die besondere Bedeutung der persönlichen Vorsprache, um im persönlichen Kontakt im 

Sinne einer Plausibilitätskontrolle einen Abgleich zu Angaben und Vorlagen im 

Verfahren, wie Sprachkenntnissen und der inhaltlichen Richtigkeit abzugebender 

Bekenntnisse  ebenso  wie  das  Verständnis  der  Antragstellenden  von  deren  Inhalt  zu 

prüfen. Sie bittet das BMI um Überarbeitung von Testanforderungen und -inhalten, um 

insbesondere die Bekenntnisinhalte stärker zu berücksichtigen. 
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6. Sie weist auf die Bedeutung des Aufzeigens klarer Konsequenzen im Falle der Vorlage 

gefälschter  oder  erschlichener  Zertifikate  in  einbürgerungs-  und  aufenthaltsrechtlichen 

Verfahren  hin  und  bittet  das  BMI,  hierzu  gesetzliche  Regelungen  auszuarbeiten,  durch 

die bei Vorlage gefälschter Zertifikate ein zehnjähriger Ausschluss von Einbürgerungen 

oder der Erteilung von Aufenthaltstiteln erfolgt.  

7. Die IMK bittet das BMI, zur Frühjahrssitzung 2026 der IMK zu berichten. 

8. Sie  bittet  ihren  Vorsitzenden,  die  JuMiKo  über  diesen  Beschluss  zu  unterrichten  und 

diese darum zu bitten, sich mit der Bedeutung der Verfolgung von Täuschungsversuchen 

zu befassen. 
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TOP 65: Fortentwicklung einer Rahmenvereinbarung über eine 
ämterübergreifende Aufgabenerledigung in der amtlichen 
Statistik - Verrechnung von (Patenland-)Aufgaben 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den „Bericht zum Ressourceneinsatz bei der Wahrnehmung der 

Patenlandaufgaben“ der Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 

(Stand: 07.05.25) (freigegeben) zur Kenntnis. 

2. Sie  nimmt  zur  Kenntnis,  dass  derzeit  keine  belastbaren  Daten  über  die  Soll-  und  Ist-

Zeitaufwände  für  die  Wahrnehmung  von  Patenlandaufgaben  vorliegen,  und  dass  selbst 

bei  zukünftig  auswertbarer  Datenlage  mit  hoher Sicherheit  der  anfallende  Aufwand  für 

die Verrechnung den Mehrwert bei Weitem übersteigt. 

3. Die IMK erklärt Ziffer 4 ihres Beschlusses vom 08.12.23 zu TOP 52 für erledigt. 
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TOP 66: OZG-Leistungen von föderalem Interesse im Aufgabenbereich 
des AK I 

Beschluss: 

1. Die  IMK  nimmt  den  Bericht  über  die  Umsetzungsstände  zur  Nachnutzung  der  EfA-

Dienste „Aufenthalt Digital“, „Verpflichtungserklärung“ und „Waffenrechtliche 

Erlaubnisse“ (Stand: 28.08.25) (freigegeben) zur Kenntnis. 

2. Ergänzend  zum  Beschluss  der  IMK  vom  13.06.25  zu  TOP  72  hält  die  IMK  fest,  dass 

neben den Fokusleistungen auch für die sogenannten „Leistungen von föderalem 

Interesse“  nachnutzbare  Online-Services  nach  dem  Einer-für-Alle-Prinzip  („EfA“)  zur 

Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes existieren („Aufenthalt Digital“, 

„Verpflichtungserklärung“,  „Waffenrechtliche  Erlaubnisse“).  Vor  diesem  Hintergrund 

empfiehlt die IMK die Nachnutzung der realisierten EfA-Dienste auch für die genannten 

„Leistungen von föderalem Interesse“, soweit kein gleichwertiges Angebot vorhanden ist. 
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TOP 67: Regelmäßiger BMI-Bericht zur aktuellen Lage bei der 
Registerzensus-Vorbereitung 

Beschluss: 

Die IMK nimmt den „Regelmäßigen BMI-Bericht zur aktuellen Lage bei der Registerzensus-

Vorbereitung  -  ‚Sachstand  Neukonzeption  Zensus  2031  und  Folgejahre‘“  (Stand:  10.09.25) 

(freigegeben) zur Kenntnis. 
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Protokollnotiz SH: 
Der  vorliegende  Gesetzentwurf  zur  Änderung  des  Registerzensuserprobungsgesetzes  (RegZensErpG)  erfüllt 
wichtige Anforderungen der Länder noch nicht. 
1. Eine Beteiligung der Statistischen Ämter der Länder an der Qualitätssicherung, der Durchführung und der 

Ergebniserstellung ist im vorliegenden Gesetzesänderungsentwurf nicht vorgesehen. Die Statistischen 
Ämter der Länder müssen jedoch Möglichkeiten haben, die Durchführung des Methodentests 
qualitätssichernd zu begleiten. Hierzu wurde bereits im Rahmen der Bundesratsanträge zum RegZensErpG 
die  Zusammenarbeit  zwischen  Statistischem  Bundesamt  und  den  Statistischen  Ämtern  der  Länder  zur 
Sicherung  der  Einhaltung  einheitlicher  Qualitätsstandards  gefordert.  Erfahrungen  aus  dem  Methodentest 
Bevölkerung  und  auch  aus  dem  Zensus  2022  haben  gezeigt,  dass  die  Überprüfung  der  konzeptgemäßen 
Umsetzung notwendig ist. Besonderes Augenmerk muss auf die Qualitätssicherung der 
Registerverknüpfung im Bereich Bildung gelegt werden, da hier keine Identifikationsnummer bzw. Steuer-
ID zur Zusammenführung der Daten zur Verfügung steht. Die im Methodentest Bevölkerung entwickelten 
Verfahren zur Registerverknüpfung sind nur bedingt auf die Zusammenführungen im Methodentest Bildung 
übertragbar.  Die  Statistischen  Ämter  der  Länder  sind  unbedingt  an  der  Auswertung  und  Bewertung  der 
Ergebnisse des Methodentests zu beteiligen, indem entsprechend nötige Zugriffsmöglichkeiten auf die IT-
Umgebung  des  Statistischen  Bundesamtes  geschaffen  werden.  Der  Gesetzentwurf  sieht  bislang  allerdings 
keinen Zugriff für die Statistischen Ämter der Länder auf die Daten der Methodenerprobung vor. Um eine  
Qualitätssicherung  und  Evaluation  der  Methodentests  Bildung  und  Arbeitsmarkt  zu  ermöglichen,  müssen 
die  Daten den Statistischen  Ämtern der Länder für ihren jeweiligen Zuständigkeitsbereich zur Verfügung 
gestellt  werden.  Im  Rahmen  der  Bundesratsanträge  zum  RegZensErpG  wurde  bereits  der  Zugriff  auf  die 
Daten der Methodenerprobung gefordert, allerdings wurde den Statistischen Ämtern der Länder letztendlich 
lediglich  zugestanden,  die  Daten  (ohne  Hilfsmerkmale)  erst  nach  Abschluss  aller  Aufbereitungsschritte 
anfordern  zu  können.  Aus  diesen  Daten  können  nicht  alle  Informationen  entnommen  werden,  die  zur 
Evaluation  der  Methodik  nötig  sind.  Die  Daten  der  Finanzbehörden  der  Länder  zum  ausgeübten  Beruf 
werden als Freitextfelder geliefert und sollen mittels KI-Verfahren klassifiziert werden. Für den 
Methodentest Arbeitsmarkt sind hier keine manuellen Aufwände eingeplant, um die Kosten der Erprobung 
niedrig zu halten. Falls diese Daten für die Zensusrunde 2031 ff tatsächlich genutzt werden sollen, werden 
(zusätzliche) manuelle Arbeiten nötig sein. Um den Umfang dieser manuellen Aufwände inklusive 
Fallbearbeitungszeiten besser einschätzen zu können, sind Einsichten in die Daten nötig. 

2. Des  Weiteren  sind  die  Ergebnisse  der  ergänzenden  Bevölkerungsstatistik  den  Statistischen  Ämtern  der 
Länder auch für eigene Zwecke bereitzustellen. Die in diesem Rahmen erstellten Ergebnisse sollten auch für 
Auswertungen  und  Veröffentlichungen  der  Statistischen  Ämtern  der  Länder  nutzbar  sein.  Die  ermittelten 
georeferenzierten  Bevölkerungsergebnisse  sind  für  viele  politische  und  gesellschaftliche  Nutzungsfälle  in 
den Ländern relevant und sollten dafür auch verwendet werden können (z. B. für Planungen für 
Stromtrassen  und  Verkehrswege,  entsprechende  Evaluation  der  Lärmbelastung  bei  Verkehrsplanungen, 
Katastrophenschutzplanung und weitere Planungen mit kleinräumigen gemeindeübergreifenden 
Auswertungsbedarfen). 
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noch TOP 67 
3. Im Zuge einer Streichung der §§ 7, 8 Absatz 2 und § 8a RegZensErpG - wie im Gesetzentwurf vorgesehen - 

werden  die  gesetzlichen  Grundlagen  für  die  Durchführung  und  Speicherung  von  Daten  im  Rahmen  der 
Wohnsitzanalyse aufgehoben. Mit dem Wegfall dieser Regelungen entfällt auch die Rechtsgrundlage für die 
weitere  Speicherung  und  Verarbeitung  von  Einzeldaten,  die  im  Zusammenhang  mit  der  Klärung  von 
Unstimmigkeiten erhoben wurden. Mangels eigenständiger Rechtsgrundlage wären die Statistischen Ämter 
der Länder verpflichtet, diese Daten zu löschen. Sollte das Änderungsgesetz vor Abschluss der 
Wohnsitzanalyse in Kraft treten, wäre eine Fortführung der Datenspeicherung nur in den Grenzen des § 5 
oder  unter  den  Voraussetzungen  des  neuen §  4  Absatz  3a  zulässig.  Die  im  Rahmen  von  §  8a  erhobenen 
Daten zur Klärung von Unstimmigkeiten wären jedoch nicht mehr durch das Gesetz gedeckt und müssten 
gelöscht  werden.  Darüber  hinaus  hat  die  Streichung  des  §  8  Absatz  2  auch  zur  Folge,  dass  die  bisher 
vorgesehene  Zusammenführung  der  Daten  aus  dem  Zensus  2022  gemäß  §  6  mit  den  Daten  aus  den 
Vergleichsdatenbeständen  nach  §  7  entfällt.  Da  auch  §  7  ersatzlos  gestrichen  wird,  entfällt  damit  die 
Rechtsgrundlage für diese datenübergreifende Zusammenführung. Entsprechend wären auch bereits 
aufbereitete  oder  gespeicherte  Daten  zu  löschen,  sofern  sie  nicht  von  einer  neuen  oder  fortgeltenden 
Rechtsgrundlage gedeckt sind. Dies hätte zur Folge, dass eine abschließende Evaluation der Methodik zur 
Ermittlung  des  Wohnsitzes  im  Rahmen  der  Bevölkerungsstatistiken  nicht  mehr  möglich  wäre,  sofern  die 
Gesetzesänderung in Kraft tritt, bevor die Wohnsitzanalyse abgeschlossen ist. 

4. Die im Gesetzentwurf enthaltenen Regelungen nach §§ 11 und 15 sehen keine Löschung der 
Erhebungsmerkmale der übermittelten Testdaten vor. Eine langfristige Datenhaltung auf 
Einzeldatensatzebene ist zur Methodenerprobung jedoch nicht erforderlich und allgemein selbst für laufende 
Statistiken nicht üblich. Im Methodentest Bevölkerung wird ebenfalls durch § 6 Satz 2 RegZensErpG die 
Löschung der Daten aus dem Zensus 2022 und durch § 7 Absatz 8 RegZensErpG die Löschung der Daten 
aus  Vergleichsdatenbeständen  vorgeschrieben.  Daher  ist  nicht  nachvollziehbar,  warum  für  die  Bereiche 
Bildung und Arbeitsmarkt eine langfristige Speicherung vorgesehen werden sollte. 

5. Die langfristige Speicherung der Daten im Bereich Bildung würde zudem erste Schritte zum Aufbau eines 
Bildungsverlaufsregisters  ermöglichen.  Dies  berührt  –  auch  wenn  Schuldaten  nicht  betroffen  sind  –  die 
Hoheit  der  Länder  im  Kultusbereich  und  ist  in  einer  eigenen  Rechtsgrundlage  zu  regeln.  Es  ist  zu 
vermeiden, dass über die Änderung am RegZensErpG bereits eine Vorfestlegung darüber stattfindet, wo der 
für  die  Zensusrunde  2031  ff.  benötigte  Bildungsdatenbestand  anzusiedeln  ist,  zumal  dieser  selbst  nicht 
Regelungsbestandteil des vorliegenden Gesetzes ist. 
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TOP 68: Schutz von Amts- und Mandatsträgerinnen und -trägern - 
Anpassung des strafrechtlichen und strafprozessualen 
Rahmens 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den mündlichen Bericht des Bundesministeriums des Innern zur 

Kenntnis. 

2. Sie sieht Bedrohungen und Übergriffe gegen Amts- und Mandatsträgerinnen und -träger, 

insbesondere  der  Kommunalen  Ebene,  als  einen  Angriff  auf  die  Demokratie  an.  Der 

strafrechtliche Schutz von haupt- und ehrenamtlichen Amts- und Mandatsträgerinnen und 

-träger sowie dessen strafprozessuale Durchsetzung einschließlich der Berücksichtigung 

von Belangen des Opferschutzes sind daher zu verbessern. 

3. Die IMK bittet die JuMiKo unter Verweis  auf den Beschluss zu TOP 71 ihrer Sitzung 

vom 06. bis 08.12.23 erneut, geeignete Vorschläge zur Verbesserung des strafrechtlichen 

Schutzes von Amts- und Mandatsträgerinnen und -träger sowie dessen strafprozessualer 

Durchsetzung  einschließlich  der  Berücksichtigung  von  Belangen  des  Opferschutzes  zu 

erarbeiten und über das BMJV in das Gesetzgebungsverfahren einzubringen.  

4. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die JuMiKo über diesen Beschluss zu informieren. 
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TOP 69: Schaffung eines Bundesflexibilisierungsgesetzes zur 
Bürokratieentlastung auf kommunaler Ebene 

Beschluss: 

1. Die IMK begrüßt die Modernisierungsagenda des Bundes, um überbordende Bürokratie 

abzubauen. 

2. Sie stellt fest, dass es nicht ausreicht, in einzelnen Bundesgesetzen Experimentierklauseln 

zu schaffen. Zur Gewährleistung eines umfassenden Bürokratieabbaus auf der 

Bundesebene bedarf es eines Bundesflexibilisierungsgesetzes bzw. der Implementierung 

einer zentralen Ermächtigungsnorm für Standardbefreiungen. In Anlehnung an 

bestehende oder beabsichtigte Landesgesetze zur Entbürokratisierung und 

Flexibilisierung  sollte  auch  auf  Bundesebene  die  Möglichkeit  geschaffen  werden,  von 

bundesgesetzlichen Bestimmungen abweichen zu können bzw. neue Verfahren zu 

erproben. 

3. Die  IMK  bittet  das  BMI,  sich  innerhalb  der  Bundesregierung  dafür  einzusetzen,  eine 

zentrale gesetzliche Ermächtigungsgrundlage zu schaffen, die das Verfahren zur 

Abweichung von und Erprobung niedrigerer Standards für alle in Betracht kommenden 

bundesgesetzlichen Bestimmungen im Hinblick auf Behördenzuständigkeit, Umfang des 

Genehmigungsverfahrens und Ausnahmen regelt. 

4. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die MPK über diesen Beschluss zu informieren. 
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TOP 70: Entgelttransparenzrichtlinie (EU) 2023/970 („ETRL“) 

Beschluss: 

1. Die  IMK  weist  darauf  hin,  dass  im  Rahmen  der  Umsetzung  der  Entgelttransparenz-

richtlinie  (EU)  2023/970  („ETRL“)  in  den  Blick  zu  nehmen  ist,  dass  eine  geschlechts-

bezogene Entgeltdiskriminierung im Bereich des öffentlichen  Dienstes des Bundes, der 

Länder  und  der  Gemeinden  wie  Gemeindeverbände  schon  dienstrechtlich  wie  auch 

tarifrechtlich a priori ausgeschlossen ist. Das mit der ETRL EU-seitig verfolgte Ziel einer 

gleichen  Entgeltung  der  Tätigkeiten  von  Frauen  wie  Männern  ist  daher  bundesweit  in 

allen Bereichen des öffentlichen Dienstes bereits erfüllt. 

2. Sie betont, dass schon daher im Rahmen der Umsetzung der ETRL ausschließlich eine 

„1:1“-Umsetzung der europarechtlichen Anforderungen in Betracht kommt. Jegliche über 

das europarechtlich erforderliche Maß hinausgehende Bestimmungen sind unbedingt zu 

vermeiden. Die notwendigen Bestimmungen sind so verwaltungsunaufwendig 

umzusetzen, wie möglich. 

3. Die Umsetzung der Meldepflichten ist daher weitmöglichst über die 

Personalstandstatistik des Bundes und der Länder, die vom Statistischen Bundesamt und 

den Statistischen Ämter der Länder erstellt wird, vorzusehen. Es gilt, unter allen 

Umständen zu vermeiden, einen separaten Berichtsstrang aufzubauen. Vielmehr sollte die 

lange  bestehende  und  bewährte  Personalstandstatistik  des  öffentlichen  Dienstes,  die 

durch die Statistischen Ämter der Länder auch bei den Gemeinden und 

Gemeindeverbänden  bereits  laufend  erhoben  wird,  schlicht  durch  die  erforderlichen 

Berichtskategorien angereichert wird. Dies reduziert den Verwaltungsaufwand gegenüber 

einer weiteren „Insellösung“ massiv – dies sowohl bei den erfassenden als auch bei den 

berichtspflichtigen Stellen. 

4. Die IMK bittet ihren Vorsitzenden, die Konferenz der Gleichstellungs- und 

Frauenministerinnen  und  -minister,  -senatorinnen  und  -senatoren  der  Länder  (GFMK), 

das  Bundesministerium  des  Innern  (BMI)  sowie  das  Bundesministerium  für  Bildung, 

Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMBFSFJ) über diesen Beschluss zu 

unterrichten. 
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TOP 71: Anhebung  der  Herstellerpreise  der  Bundesdruckerei  für  die 
Pass- und Ausweiserstellung 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt die durch die Bundesdruckerei vorgenommenen Preiserhöhungen für die 

Ausstellung  von  Personalausweisen,  Reisepässen,  elektronischen  Aufenthaltstiteln  und 

Reiseausweisen für Ausländer, Flüchtlinge und Staatenlose zur Kenntnis. 

2. Sie weist darauf hin, dass die Preiserhöhung eine erhebliche Mehrbelastung der 

kommunalen Haushalte nach sich zieht und bittet das BMI, dafür Sorge zu tragen, dass 

eine  kurzfristige  Anhebung  der  Gebühren  für  Reisepässe,  elektronische  Aufenthaltstitel 

und Reiseausweise für Ausländer, Flüchtlinge und Staatenlose erfolgt. 

3. Sie bittet das BMI in der Frühjahrssitzung 2026 zu berichten, inwiefern eine notwendige 

äquivalente Gebührenerhöhung  zur Kompensation  der  Mehrbelastung  nach Ziffer  2 

erfolgt ist. 
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TOP 72: Bericht des Ländervertreters im JI-Rat der EU 

Beschluss: 

Die IMK nimmt den Bericht des Beauftragten des Bundesrates in Ratstagungen der 

Europäischen Union für den Rat Justiz und Inneres (JI-Rat), Bereich Inneres (Stand: 24.10.25) 

(freigegeben) zur Kenntnis. 
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TOP 73: Zusammenarbeit im Bund-Länder-Gremium AdV zur 
Erfassung  und  Bereitstellung  von  Geobasisinformationen  für 
Anwendungen in den Geschäftsbereichen der Innenressorts 

Beschluss: 

1. Die  IMK  nimmt  den  Zwischenbericht  der  AdV  (Stand:  17.10.25)  (freigegeben)  zur 

Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern zur 

Geobasisdatenbereitstellung und Produktentwicklung für BOS-Bedarfsträger und die 

Einordnung  von  Geobasisinformationen  als  besonders  schützenswerte  Infrastruktur  zur 

Kenntnis. 

2. Die  IMK  bittet  die  AdV,  mögliche  Synergien  mit  dem  Projekt  „11-B“  des  GeKoB 

„digitales Lagebild von Bund und Ländern“ zu prüfen und hierzu zu berichten. 
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TOP 75: Zivilschutzhubschrauber 

Beschluss: 

Die IMK bittet das BMI, das Standortkonzept für die Zivilschutzhubschrauber –mit dem Ziel 

einer Erweiterung der Zivilschutzhubschrauber-Standorte in Deutschland unter Beibehaltung 

etablierter Standorte – zu überprüfen.  
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TOP 76: Konsumcannabisgesetz (KCanG) - Vorgaben für 
Anbauvereinigungen überprüfen, Schwarzmarktaktivitäten 
vorbeugen und die Besitzmenge im öffentlichen Raum 
reduzieren 

Beschluss: 

1. Die IMK nimmt den Bericht „Evaluation des Konsumcannabisgesetz (EKOCAN): Erster 

Zwischenbericht“ (Stand: 29.09.25) 1 zur Kenntnis. Sie stellt fest, dass nach dem Bericht 

die Produktion von Cannabis in Anbauvereinigungen im Jahr 2024 weniger als 0,1% des 

Gesamtbedarfs in Deutschland ausmachte.  

2. Aufgrund  sich  abzeichnender  Fehlentwicklungen  sieht  die  IMK  Handlungsbedarf.  Sie 

bittet das BMI, innerhalb der Bundesregierung darauf hinzuwirken, dass im Rahmen der 

im  Koalitionsvertrag  ab  Herbst  2025  vorgesehenen  Evaluation  insbesondere  auch  die 

Fragen geprüft werden sollen, ob  

a) die  im  KCanG  befindlichen  Vorgaben  für  Anbauvereinigungen  hinsichtlich  ihrer 

praktischen  Kontrollmöglichkeiten  durch  die  zuständige  Behörde  anzupassen  sind, 

um der Entstehung eines Schwarzmarktes durch die Hintertür entgegenzuwirken, und 

b) die  derzeit  gültige  monatliche  Abgabehöchstmenge  von  50  Gramm  Cannabis  pro 

Person,  die  deutlich  über  der  Menge  eines  üblichen  Gelegenheitskonsums  liegt, 

deutlich abgesenkt werden sollte.  

3. Die  IMK  bittet  insbesondere  eine  erhebliche  Reduzierung  für  die  Besitzmenge  von  25 

Gramm Cannabis im öffentlichen Raum im Rahmen der Evaluierung zu prüfen, da die 

gegenwärtige Besitzmenge die Ermittlungsarbeit in Bezug auf illegalen Cannabishandel 

und die Bekämpfung der Organisierten Drogenkriminalität behindert. 

4. Sie  bittet  ihren  Vorsitzenden,  die  Gesundheitsministerkonferenz  über  diesen  Beschluss 

und den Bericht zu unterrichten. 
  

 
1 https://www.fdr.uni-hamburg.de/record/17993 
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noch TOP 76 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Protokollnotiz BMI und BW: 
Nach dem Koalitionsvertrag soll das KCanG evaluiert werden, um ggf. auch substanzielle Änderungen 
vorzunehmen. Aus Sicht des BMI und Baden-Württembergs zeigen die bisherigen Entwicklungen bereits jetzt, 
dass die Entscheidung, Cannabis zu legalisieren, die gewünschte Wirkung auf Schwarzmarkt, 
Kriminalitätsbekämpfung und Jugendschutz verfehlt. Bereits zum gegenwärtigen Zeitpunkt steht damit fest, dass 
sich das durch bloße Anpassungen nicht korrigieren lässt. Das Konsumcannabisgesetz gehört daher 
zurückgenommen. Cannabis sollte wieder ins Betäubungsmittelgesetz aufgenommen werden. Nach Auffassung 
des BMI und Baden-Württembergs war die Legalisierung ein Fehler. 
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TOP 77: Bekämpfung der Verbreitung illegaler Schusswaffen: 
Herstellung unterbinden – Handelsstrukturen zerschlagen 

Beschluss: 

1. Die IMK sieht mit Sorge, dass nach wie vor eine hohe Verfügbarkeit illegaler 

Schusswaffen besteht und Kriminelle Auseinandersetzungen vermehrt unter Anwendung 

von Schusswaffen austragen. Hierauf muss der Rechtsstaat mit aller Konsequenz 

reagieren.  

2. Um die Verbreitung illegaler Schusswaffen sowie den illegalen Besitz an der Quelle zu 

bekämpfen und damit das Gefahrenpotenzial nachhaltig einzudämmen, müssen 

Erwerbswege  aufgeklärt  und  Handelstätigkeiten  unterbunden  werden.  Hierzu  bedarf  es 

wirksamer  Instrumente  der  Strafverfolgungsbehörden,  um  Ermittlungsansätzen  in  der 

Praxis auch tatsächlich nachgehen zu können. Die IMK bittet das BMI zu prüfen, wie die 

Ermittlungsmöglichkeiten, insbesondere zur Aufklärung der Handelswege und 

Unterbindung der Herstellung bereits im Kontext des bloßen (illegalen) Besitzes, gestärkt 

werden können.  

3. Die  IMK  bittet  das  BMI  hierbei  ebenfalls  zu  prüfen,  ob  aufgrund  des  erheblichen 

Gefährdungspotenzials und für die Eröffnung weitergehender Ermittlungsmöglichkeiten 

der  Erwerb,  der  Besitz,  das  Führen,  der  Handel  und  die  Herstellung  von  Schusswaffen 

ohne  die  dazu  erforderliche  Erlaubnis  zu  einem  Verbrechen  zu  qualifizieren  sind.  Sie 

bittet das BMI, auch diese Frage bereits in die anstehende Evaluierung des Waffenrechts 

einzubeziehen. 

4. Sie bittet ihren Vorsitzenden, die JuMiKo über diesen Beschluss zu informieren. 
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Berlin, den 31.10.2025 
 

Bericht des BMI für die 224. IMK vom 3. bis 5. Dezember 2025  
in Bremen zum Thema  

„Resiliente KRITIS für eine resiliente Gesellschaft – Neuentwicklung rechtlicher 
Anforderungen an den KRITIS-Schutz: Sachstandsbericht KRITIS-Dachgesetz“ 
 
   
 
Mit dem KRITIS-Dachgesetz soll die Richtlinie über die Resilienz kritischer Einrich-
tungen (sog. CER-RL) umgesetzt werden. Nachdem der Gesetzentwurf KRITIS-
Dachgesetz vom 6. November 2024 wegen der verkürzten 20. Legislaturperiode der 
Diskontinuität anheimgefallen ist, muss in der 21. Legislaturperiode ein neues Ge-
setzgebungsverfahren durchgeführt werden. 
 
Zu diesem Zweck hat das Kabinett am 10. September 2025 erneut den Entwurf für 
ein Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2557 und zur Stärkung der Resi-
lienz kritischer Anlagen (einschließlich KRITIS-Dachgesetz) verabschiedet.  
 
Angesichts der aktuellen Bedrohungslage und wegen des fortgeschrittenen Vertrags-
verletzungsverfahrens wegen Nicht-Umsetzung der CER-RL (2. Stufe), bei dem er-
hebliche Strafzahlungen drohen, ist die Verabschiedung des KRITIS-Dachgesetzes 
dringlich. Der Gesetzentwurf wird nun im parlamentarischen Verfahren beraten. Die 
Zustimmung des Bundesrates ist erforderlich. 
 
Das KRITIS-Dachgesetz ist ein wesentlicher Schritt für die Stärkung der Resilienz 
von KRITIS in Deutschland, indem es sektorenübergreifende Mindestanforderungen 
für die Resilienz kritischer Infrastrukturen vorsieht und die Betreiber zum Ergreifen 
von Resilienzmaßnahmen und zur Meldung von Vorfällen verpflichtet. Damit werden 
die IT-Sicherheitsanforderungen für KRITIS ergänzt. 
 
Das Ziel des KRITIS-Dachgesetzes ist zum einen die Stärkung der Wirtschaft. Denn 
Investitionen in die Resilienz der eigenen Anlagen werden dem Unternehmen hohe 
Folgekosten ersparen, falls es durch Vorfälle zu Ausfällen kommen sollte. Zum ande-
ren geht es darum, die Versorgung der Bürgerinnen und Bürger mit den elementar 
wichtigsten Dienstleistungen auch Anbetracht der vielfältigen Gefahren – von 
menschlichem Versagen über Naturkatastrophen und Sabotageakte –zu sichern. 
 
Mit dem KRITIS-Dachgesetz werden zunächst die wichtigsten KRITIS in Deutschland 
identifiziert, ohne die das Funktionieren der Wirtschaft insgesamt und folglich die 
Versorgungssicherheit im Bundesgebiet gefährdet ist. Dazu zählen Betreiber von 

70 von 98



2 

 

KRITIS in den folgenden Sektoren: Energie, Transport und Verkehr, Finanzwesen, 
Leistungen der Sozialversicherung sowie Grundsicherung für Arbeitsuchende, Ge-
sundheitswesen, Wasser, Ernährung, Informationstechnik und Telekommunikation, 
Weltraum und Siedlungsabfallentsorgung. Außerdem werden Einrichtungen der Bun-
desverwaltung im Sektor Öffentliche Verwaltung zu Resilienzmaßnahmen verpflich-
tet.   
 
Für die einzelnen kritischen Dienstleistungen werden staatliche Risikobewertungen 
durchgeführt, um einen Gesamtüberblick über die Gefahren und gegenseitigen Ab-
hängigkeiten für KRITIS in Deutschland zu erhalten. Diese bilden die Grundlage für 
spezifische Risikobewertungen der Betreiber.  
 
Hierbei verfolgt das KRITIS-Dachgesetz einen breiten Ansatz: Es geht um alle denk-
baren Risiken, die durch die Natur oder den Menschen verursacht werden können - 
den sogenannten „All-Gefahren-Ansatz“ – sei es ein Unwetter, menschliches Versa-
gen oder ein Sabotageakt. Auf staatlicher Seite sollen dann in einem ersten Schritt 
allgemeine sektorübergreifende Mindestvorgaben erstellt werden, die vom Sektor 
Energie bis zum Sektor Ernährung gleichermaßen verbindlich gelten. Dies können 
beispielweise die Einführung eines Sicherheitsmanagementsystems (dort z.B. die 
Benennung von Verantwortlichkeiten innerhalb eines Unternehmens), Kontinuitäts-
managements, bauliche und technische Anforderungen an die Anlagen (z.B. die Ein-
richtung einer Notromversorgung), Übungen und Schulungen oder auch personelle 
Vorgaben sein wie das Identifizieren von Schlüsselpersonal oder die Sensibilisierung 
von allen Mitarbeitenden sein.  
 
Die Betreiber sind dann verpflichtet, passgenaue Maßnahmen zur Stärkung der Resi-
lienz konkret ihrer Anlagen zu treffen. Dies kann bei Betrachtung z.B. der Hochwas-
sergefahr dazu führen, dass ein bestimmtes Unternehmen hier mehr Schutzmaßnah-
men ergreifen muss als ein anderes Unternehmen in einer weniger von Hochwasser 
bedrohten Region. Dabei soll ein angemessenes Gleichgewicht zwischen geeigneten 
und erforderlichen Maßnahmen sowie wirtschaftlichen Erwägungen berücksichtigt 
werden. 
 
Schließlich müssen die Betreiber Vorfälle wie Störungen oder Ausfälle dem BBK mel-
den, um sektorübergreifend Interdependenzen erkennen und daraus Rückschlüsse 
zur Verbesserung eines künftigen KRITIS-Schutzes ziehen zu können Das BBK un-
terstützt in all diesen Prozessen durch Koordinierung, methodische Vorgaben und 
fachliche Begleitung.  
 
Das KRITIS-Dachgesetz stellt die Weichen für einen umfangreichen Prozess und ist 
ein erster Schritt zu mehr Resilienz unserer KRITIS. Durch von der Wirtschaft selbst 
erarbeitete branchenspezifische Regelungen (z.B. auch bereits bewährte DIN Nor-
men) sowie durch Rechtsverordnungen werden die gesetzlichen Vorgaben ausge-
staltet und konkretisiert werden. 
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224. Sitzung der Ständigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der 
Länder (IMK)  
03. bis 05. Dezember 2025 in Bremen 
 

Stand: 02.12.2025
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Seit der letzten Berichterstattung an die Ständige Konferenz der Innenminister und -senato-

ren der Länder (IMK) hat der IT-Planungsrat seine 47. Sitzung am 26.06.2025 in Schwerin so-

wie seine 48. Sitzung am 26.11.2025 in Stralsund abgehalten.  

Wichtige Themen der 47. Sitzung waren die dritte Phase der föderalen Digitalstrategie sowie 

der Beginn für das Umsetzungsprogramm zur einheitlichen föderalen Postfach- und Kommu-

nikationsinfrastruktur. Zudem wurde die Governance-Struktur für das Nationale Once-Only-

Technical-System (NOOTS) konkretisiert. 

Aufgrund einer organisatorischen Veränderung innerhalb der Landesregierung Mecklenburg-

Vorpommerns kam es im Juli 2025 zu einem personellen Wechsel beim Vorsitz des IT-Pla-

nungsrats. Die fachliche Zuständigkeit für das Thema Verwaltungsdigitalisierung ist auf das 

Finanzministerium übergangen. Damit hat Herr Dr. Heiko Geue, Minister für Finanzen und 

Digitalisierung des Landes Mecklenburg-Vorpommern, die Nachfolge in der Vorsitzführung 

von Frau Ina-Maria Ulbrich, Staatssekretärin im ehemaligen Ministerium für Inneres, Bau 

und Digitalisierung Mecklenburg-Vorpommern, übernommen und die Herbstsitzung am 

26.11.2025 geleitet.  

Im Mittelpunkt der Beratungen standen bei dieser Sitzung die weiteren Vorbereitungen zur 

Anbindung der EUDI-Wallet an öffentliche Verwaltungsverfahren, die Übernahme des 

Marktplatzes der KI-Möglichkeiten als Produkt des IT-Planungsrats sowie die Anpassung der 

EVB-IT-Vertragsmuster zur Beschaffung von Open-Source-Software.  
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1 Dritte Phase der föderalen Digitalstrategie gestartet 

Aufbauend auf der beschlossenen Dachstrategie sowie den Zielbildern der fünf Schwer-

punktthemen (Digitale Transformation, Datennutzung, Digitale Anwendungen, Digitale Infra-

struktur und Informationssicherheit) sieht der dritte Teil der Strategie die Ableitung konkre-

ter Umsetzungsvorhaben vor.  

Nach dem Beschluss der Zielbilder der Schwerpunktthemen in der 46. Sitzung hatte die Fö-

derale IT-Kooperation (FITKO) im Auftrag des IT-Planungsrats dazu aufgerufen, Vorhabe-

nideen einzureichen. Insgesamt sind 68 Vorhabenanträge eingegangen. Diese wurden an-

hand der vom IT-Planungsrat festgelegten Kriterien (deutschlandweite Wirkung, Beitrag zur 

föderalen Dachstrategie und Beitrag zu einem Zielbild der Schwerpunktthemen) einer pro-

grammübergreifenden Auswahlpriorisierung unterzogen. Das föderale IT-Architekturboard 

und das föderale IT-Standardisierungsboard wurden zu den ausgewählten Projekten umfas-

send angehört und die Priorisierung wurde mit den Themenpaten validiert. 

In seiner Sommersitzung am 26.06.2025 hat der IT-Planungsrat 27 Projekte ausgewählt, die 

als dritte Phase der föderalen Digitalstrategie in die Umsetzung starten - darunter KI-ge-

stützte Verwaltungslösungen, sichere Autorisierungssysteme und neue Ansätze zur Daten-

verwendung. Die Finanzierung der Projektvorhaben erfolgt über die Projektmittel der 

Schwerpunktthemen aus dem Wirtschaftsplan 2025 in einem Umfang von zunächst 15 Mio. 

€. 

2 Einheitliche Postfach- und Kommunikationsinfrastruktur  

Weiterhin hat der IT-Planungsrat den Startschuss für das Umsetzungsprogramm zur einheitli-

chen föderalen Postfach- und Kommunikationsinfrastruktur gegeben – als zentralen Baustein 

der Deutschland-Architektur. Grundlage ist der im Auftrag des Gremiums unter Federfüh-

rung von FITKO, Hamburg und Sachsen-Anhalt erarbeitete Zwischenstand einer Zielarchitek-

tur für Postfachlösungen, die erstmals eine gemeinsame Struktur für Postfachlösungen von 

Bund, Ländern und Kommunen beschreibt. Ziel ist es, pro Nutzendengruppe einen zentralen 

Zugang bereitzustellen, der die Kommunikation mit der öffentlichen Verwaltung einfacher, 

sicherer und effizienter macht. 
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Im nächsten Schritt wird dies soweit weiterentwickelt, dass bestehende Lösungen – insbe-

sondere ELSTER, BundID/DeutschlandID, das Unternehmenskonto sowie der elektronische 

Rechtsverkehr – eingebunden und perspektivisch zusammengeführt werden können. 

Die FITKO wurde beauftragt, bis zur 50. Sitzung eine belastbare Transitionsplanung inklusive 

Klärung der rechtlichen und finanziellen Grundlagen für den gemeinschaftlichen Betrieb der 

Infrastruktur zu erstellen. 

3 Governance-Struktur für NOOTS wird konkretisiert 

Der IT-Planungsrat hat am 26.06.2025 zudem den nächsten Schritt zur Überführung des Pro-

gramms Gesamtsteuerung Registermodernisierung in eine Struktur zur Weiterentwicklung 

des Nationalen Once-Only-Technical-Systems (NOOTS) vollzogen. Wie im NOOTS-Staatsver-

trag (§ 3 Abs. 4 ff.) vorgesehen, übernimmt zum 1. Juli 2025 eine Steuerungsgruppe zentrale 

Steuerungsaufgaben unter stimmberechtigter Beteiligung der Länder Bayern, Brandenburg, 

Hamburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Saarland und dem Bund. Zusätzlich soll eine neue 

Beiratsstruktur aufgebaut werden, die die Beteiligung von Kommunen, registerführenden 

Stellen, (öffentlichen) IT-Dienstleistern und Fachverfahrensherstellern sicherstellt. 

4 Verwaltungsanbindung an die EUDI-Wallet 

Diese Befassung behandelt die fristgerechte und effiziente Umsetzung der eIDAS-Verord-

nung (EU) 2024/1183 sowie die Integration der EUDI-Wallet in digitale Verwaltungsprozesse. 

Bis spätestens zum 24.12.2026 muss jeder EU-Mitgliedstaat eine staatlich anerkannte EUDI-

Wallet bereitstellen. Fachlich zuständige Stellen, wie z.B. die öffentliche Verwaltung, waren 

gemäß der eIDAS-Verordnung bereits bis zum 24.12.2024 verpflichtet, die EUDI-Wallet als 

Mittel zur elektronischen Identifikation und Authentifizierung in digitalen Verwaltungspro-

zessen zu akzeptieren, sofern eine „starke Nutzerauthentifizierung“ rechtlich erforderlich ist.  

Der IT-Planungsrat hat mit seinem Beschluss am 26.11.2025 zur Weiterentwicklung des Ziel-

bildes für die Verwaltungsanbindung an die EUDI-Wallet einen wichtigen Schritt zur strategi-

schen Vorbereitung der künftigen Integration der europäischen digitalen Identitätsbriefta-

sche in öffentliche Verwaltungsprozesse getan. Auf dieser Basis werden Bund und Länder ge-
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meinsam definieren, wie Nachweise – etwa Führerscheine, Zeugnisse oder behördliche Be-

scheinigungen – perspektivisch sicher digital bereitgestellt, geprüft und in Verwaltungsver-

fahren genutzt werden können. Damit legt der IT-Planungsrat die Grundlage für europaweit 

interoperable und medienbruchfreie Verwaltungsprozesse und schafft einen einheitlichen 

Orientierungsrahmen für die spätere Umsetzung durch Bund, Länder und Kommunen. 

5 Marktplatz der KI-Möglichkeiten 

Der „Marktplatz der KI-Möglichkeiten“ (MaKI) wurde im Auftrag des Bundesministeriums des 

Innern und für Heimat entwickelt, vom Bundesministerium für Digitales und Staatsmoderni-

sierung (BMDS) fortgeführt und wird technisch beim ITZBund betrieben. Er dient der Bun-

desverwaltung seit 2024 als Plattform zur strukturierten Erfassung, Dokumentation und 

Nachnutzung von KI-Systemen in der Verwaltung und soll ab August 2026 zudem die Trans-

parenz- und Meldepflichten der EU-KI-Verordnung (KI-VO) – insbesondere für Hochrisiko-KI – 

unterstützen. 

Um den MaKI auch Ländern und Kommunen zugänglich zu machen, hat ein Sprint-Team des 

Kompetenzteams KI des Schwerpunktthemas „Datennutzung“ unter Leitung des Deutschen 

Landkreistags in enger Zusammenarbeit mit dem Bund und dem Themenpaten Hamburg die 

dafür erforderlichen organisatorischen Grundlagen erarbeitet. Ziel ist eine föderal anschluss-

fähige Infrastruktur, die Transparenz über den Einsatz von KI-Systemen schafft, ebenenüber-

greifende Nachnutzung ermöglicht und die Umsetzung der KI-VO praxisnah unterstützt. Auf 

dieser Grundlage hat der IT-Planungsrat im vergangenen Jahr die Durchführung einer Pilotie-

rung beschlossen. Die Pilotierung startete im März 2025 mit den Ländern Baden-Württem-

berg, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen sowie einzelnen Kommunen in diesen 

Bundesländern. Gemeinsam mit den Pilotländern und -kommunen wurden Bedarfe erhoben 

und in die Weiterentwicklung eingebracht  

Seit Ende August 2025 läuft ein erweiterter Testbetrieb („Silent Launch“) auf der Produktiv-

plattform; die begleitende Evaluation ist abgeschlossen. Es beteiligten sich sowohl Vertrete-

rinnen und Vertreter der Landes- als auch der Kommunalverwaltung, die die Nutzung des 

MaKI als gut empfanden und ihn als zentrale Informationsquelle für KI-Systeme beschrieben. 
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Am 26.11.2025 hat der IT-Planungsrat die Übernahme des MaKI als eigenständiges Produkt 

des IT-Planungsrats zum 01.01.2027 beschlossen. Der MaKI dient als nationales KI-Transpa-

renzregister und zentrale Austauschplattform für KI-Systeme in Bund, Ländern und Kommu-

nen. Künftig können öffentliche Stellen dort KI-Anwendungen registrieren, Informationen 

teilen und so die Nachnutzung von Lösungen fördern. Der Roll-out für alle Verwaltungsebe-

nen startet im Dezember 2025. 

6 EVB-IT-Vertragsmuster zur Beschaffung von Open-
Source-Software 

Die EVB-IT-Vertragsmuster sind ein anerkanntes Instrument für IT-Beschaffungen der öffent-

lichen Hand. Sie erlauben den öffentlichen Beschaffungsstellen und anbietenden Unterneh-

men den Rückgriff auf standardisierte und bekannte Vertragsregelungen. Sie haben auf den 

Beschaffungsmärkten eine hohe Akzeptanz, da sie im Einvernehmen mit der Digitalwirt-

schaft ausgehandelt werden. Durch die Anwendung der EVB-IT werden Transaktionsauf-

wände bei IT-Beschaffungen für die öffentliche Hand und die IT-Wirtschaft gesenkt. 

Die neuen EVB-IT Vertragsmuster wurden in der AG EVB-IT (Mitglieder sind u.a. Dataport, 

Hessische Zentrale für Datenverarbeitung, ITDZ Berlin, Landesinnenministerium NRW, MID 

Sachsen-Anhalt, Stadt München, Thüringer Ministerium für Digitales und Infrastruktur) um-

fassend modernisiert; sie ermöglichen die rechtssichere Beschaffung von Open-Source-Soft-

ware in öffentlichen Ausschreibungen. Für Softwareentwicklungsaufträge ist Open-Source-

Software als Regelfall vorgesehen; eine abweichende proprietäre Lösung bleibt möglich. Die 

angepassten Muster ermöglichen es, Open-Source-Software mit komplexen Lizenzmodellen 

im Rahmen öffentlicher Ausschreibungen wettbewerbsoffen zu beschaffen und eine mög-

lichst breite Beteiligung des Marktes zu erreichen. Initiativen wie OpenCoDE werden durch 

Regelungen gestärkt und Vorgaben zur Bereitstellung von Software-Stücklisten (Software Bill 

of Materials) können optional aktiviert werden um Transparenz und IT-Sicherheit zu unter-

stützen. Der Beschluss des IT-Planungsrats umfasst folgende EVB-IT Vertragsmuster: Soft-

ware-Überlassungsvertrag Typ A, Software-Pflegevertrag, Software-Erstellungsvertrag, 

Dienstleistungen für Software, Software-Systemvertrag, Software-Systemlieferung, Service-

verträge und EVB-IT Rahmenvertrag. 
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Die Weiterentwicklung der EVB-IT stärkt die digitale Souveränität der öffentlichen Verwal-

tung. Sie unterstützt die gesetzlichen Vorrangregelungen in Bund und Ländern von Open-

Source-Software beim öffentlichen Einkauf. Durch die Empfehlung des IT-Planungsrats sowie 

die Bereitstellung der neuen EVB-IT Muster sind die Voraussetzungen für eine breite Nach-

nutzung in Bund, Länder und Kommunen geschaffen. 

 

 

 

 

 

 

 

Die Beschlüsse sowie weitere aktuelle Themen des IT-Planungsrates finden Sie auf der Web-

site des IT-Planungsrats: 

https://www.it-planungsrat.de/beschluesse-informationen 
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Berlin, 3.11.2025 

 

Bericht des BMI für die 224. IMK vom 3. bis 5. Dezember 2025  

in Bremen zum Thema  

„Erneuerung bzw. Neueinführung der EU-IT Systeme (SIS 3.0, EES, ETIAS, Eu-

rodac u.a.) sowie Sachstand zur Interoperabilität der EU-Informationssysteme 

und die ergriffenen Maßnahmen“ 

 

 

Das Einreise-/Ausreisesystem (EES) ist das erste neue IT-Großsystem, das im Rah-

men der Weiterentwicklung der europäischen Informationsarchitektur am 12. Oktober 

2025 in Betrieb genommen worden ist. Ziel dieser Weiterentwicklung ist die Stärkung 

der Sicherheit des Schengen-Raums durch moderne und interoperable Informations-

systeme.  

 

Deutschland hat das EES – wie die meisten Mitgliedstaaten – schrittweise in Betrieb 

genommen. Der Start erfolgte am Flughafen Düsseldorf, wo die ersten Registrierungen 

von Drittstaatsangehörigen mit vollständiger Biometrie erfolgreich durchgeführt wur-

den. Sowohl auf nationaler Ebene als auch seitens der Europäischen Kommission wird 

eine grundsätzlich positive Bilanz gezogen. Die Inbetriebnahme verlief reibungslos, 

negative Berichterstattung blieb weitestgehend aus, und es kam zu keinen nennens-

werten Wartezeiten infolge der Systemeinführung. Am 29. Oktober 2025 folgte die er-

folgreiche Inbetriebnahme des EES am Flughafen FF/M. Gemäß der nationalen Roll-

out-Planung wird das System auf weitere Standorte an den Luft- und See-Außengren-

zen ausgeweitet. 

 

Das  System  richtet  sich  an  Drittstaatsangehörige,  die  zu  Kurzaufenthalten  in  den 

Schengen-Raum einreisen. Mit der vollständigen Inbetriebnahme ab April 2026 ersetzt 

das EES die bislang übliche manuelle Stempelung von Reisedokumenten durch eine 

elektronische Erfassung von Ein- und Ausreisen. 

 

Durch die in den kommenden Jahren vorgesehene EU-weite Vernetzung der einzelnen 

Datenbanken mittels sogenannter Interoperabilitätskomponenten werden diese Sys-

teme miteinander interoperabel gemacht. Dies ermöglicht ein effizientes Identitätsma-

nagement von Drittstaatsangehörigen. Nicht zuletzt wird die einheitliche Nutzung bio-

metrischer Daten in den meisten zentralen Systemen zur Optimierung des Identitäts-

managements im Schengen-Raum beitragen. 
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Im März 2025 hat der Rat für Justiz und Inneres der EU (JI-Rat) die neue Zeitplanung 

(IO-Roadmap)  für  die  Umsetzung  der  europäischen  Informationsarchitektur  für  die 

Jahre 2025 und 2026 gebilligt. Gemäß dieser sollen drei weitere Systeme der europä-

ischen Informationsarchitektur im Laufe des Jahres 2026 in Betrieb genommen wer-

den: 

• Das europäische Strafregisterinformationssystem für Drittstaatsangehörige 

(European Criminal Records Information System – Third Country Nationals: E-

CRIS-TCN) in der ersten Hälfte 2026 (neues System) 

• Das als umfassende Migrationsdatenbank weiterentwickelte Eurodac zur Un-

terstützung der Umsetzung der Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung, 

im Juni 2026 (gemeinsam mit allen neuen Regelungen des Gemeinsamen Eu-

ropäischen Asylsystems – GEAS) 

• Das  europäische  Reiseinformations-  und  -genehmigungssystem  (European 

Travel Information and Authorisation System: ETIAS) im 4. Quartal 2026 

  

Ende dieses Jahres wird im JI-Rat voraussichtlich über weitere Meilensteine der JI-

Roadmap für die Jahre 2027 und 2028 entschieden. 

 

Die IMK wird entsprechend informiert werden. 
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Fortentwicklung der Rahmenvereinbarung über eine ämterüber-

greifende Aufgabenerledigung in der amtlichen Statistik –  

hier: Bericht zum Ressourceneinsatz bei der Wahrnehmung der 

Patenlandaufgaben 

Einführung 

Die Statistischen Ämter von Bund und Ländern haben am 30. Juni 2023 ihren Dienstauf-

sichtsbehörden einen Bericht über die Fortentwicklung der Rahmenvereinbarung über eine 

ämterübergreifende Aufgabenerledigung vorgelegt. Darin haben sie u. a. als Ziel die 

Stärkung und Erweiterung der fachlichen Zusammenarbeit (z. B. Patenlandprinzip) 

formuliert. 

Der AK I hat in seiner Sitzung am 28./29. September 2023 die Statistischen Ämter der 

Länder beauftragt, bis zum 30. Juni 2025 den Dienstaufsichtsbehörden der Länder einen 

Bericht vorzulegen, der  

a) eine gemeinsame transparente Darstellung der zur Wahrnehmung der Patenland-

aufgaben einzusetzenden Ressourcen (Soll) und eingesetzten Ressourcen (Ist) und

b) Umsetzungsvorschläge, die auch nur von einzelnen oder einem Teil der Statistischen

Landesämter befürwortet werden können, für eine Verrechnung von Patenlandauf-

gaben und ggf. weiterer Aufgaben innerhalb der Rahmenvereinbarung enthält.

Sachstand 

Zur Umsetzung des Ziels einer Stärkung und Erweiterung der ämterübergreifenden Zusam-

menarbeit wurde Ende 2023 bei allen bestehenden Statistikclustern zunächst eine Abschät-

zung der für die Patenlandaufgaben anfallenden Zeitaufwände erhoben. Grundlage war die 

2016 verabschiedete Klassifikation von Aufgaben und Tätigkeiten. 

07.05.2025

82 von 98



 

 

2 

 

Die Erhebung ergab (erwartungsgemäß) eine große Spreizung der gemeldeten Zeitauf-

wandsschätzungen: Für die unterschiedlichen Patenlandaufgaben und -tätigkeiten treten 

nicht in jedem Jahr Zeitaufwände in ähnlicher Höhe auf. Zudem unterscheiden sich die 

Statistikcluster zum Teil auch hinsichtlich ihrer „Größe“, d. h. der dazugehörigen Statistiken. 

Und Zeitaufwände können aus unterschiedlichen Anlässen (z. B. aufgrund von 

Gesetzgebungsverfahren, Neuprogrammierungen) auftreten. Zudem zeigte sich, dass der 

2016 festgelegte Aufgaben- und Tätigkeitskatalog aktualisiert werden musste, um eine 

einheitliche Anwendung zu ermöglichen. 

Im Jahr 2024 wurde die Klassifikation von Aufgaben und Tätigkeiten aktualisiert und ver-

einheitlicht, um eine kohärente Anwendung sicherzustellen. Ebenso wurden Erfassungs-

regeln spezifiziert. 

Darüber hinaus wurden jedem Statistikcluster mindestens zwei Patenländer zugeordnet. 

Dabei wurde auch ein Abgleich mit den Cluster-Patenschaften nach dem optimierten Verga-

beverfahren in der Softwareentwicklung vorgenommen. 

Zwar wurde auch für 2024 eine Aufwandserfassung vereinbart. Da aber die Klassifikation der 

Aufgaben und Tätigkeiten sowie die Festlegung der Statistikcluster erst im Herbst 2024 

abgeschlossen werden konnten, sind die erfassten Zeitaufände für 2024 nicht belastbar. 

Es wurde vereinbart, für eine belastbare Datengrundlage in den Jahren 2025 und 2026 eine 

Zeiterfassung vorzunehmen. 

Fazit 

Auch wenn derzeit noch keine belastbaren Daten über die IST-Zeitaufwände für die Wahr-

nehmung von Patenlandaufgaben vorliegen, kann doch Folgendes festgehalten werden: 

• Der Anfall von patenlandbezogenen Aufgaben und Tätigkeiten sowie der dann jeweils 

erforderliche Zeitaufwand schwanken innerhalb eines Statistikclusters als auch zwi-

schen den Statistikclustern. Daher ist aufgrund der vorgenommenen Erhebungen 

festzustellen, dass eine „transparente Darstellung der zur Wahrnehmung der Paten-

landaufgaben einzusetzenden Ressourcen (Soll)“ nicht zu leisten ist. 
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• Es bleibt abzuwarten, ob die 2025 und 2026 nach einheitlichen Grundlagen erfassten 

Ist-Ressourceneinsätze eine Grundlage bieten, um Umsetzungsvorschläge für eine 

Verrechnung der Patenlandaufgaben zu schaffen. 

• Es ist mit hoher Sicherheit anzunehmen, dass der anfallende Aufwand für die Ver-

rechnung den Mehrwert bei Weitem übersteigt. 

• Die Statistischen Ämter der Länder haben daher die Qualitätssicherungsinstrumente 

Tätigkeitsberichte und Zufriedenheitsbefragung aktualisiert und sehen in der syste-

matischen Anwendung einen vermutlich größeren Mehrwert, um das Ziel der Stär-

kung und verbindlicheren Wahrnehmung von Patenlandaufgaben zu erreichen. 
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Bundesland derzeit im
maximal erreicht Prozentwert Rollout

BW 148 54 36% 7
BY 96 59 61% 2
BB 1 1 100% 0
HB 2 2 100% 0
HH 1 1 100% 0
MV 8 6 75% 0
NI 47 35 74% 3
RP 36 26 72% 3
SL 7 7 100% 0
SN 13 1 8% 2
ST 14 11 79% 1
SH 15 11 73% 0
TH 22 7 32% 1
Gesamt 410 221 54% 19

Flächendeckung

Stand:28.08.2025
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Berlin, den 10. September 2025 

 

 

Regelmäßiger BMI-Bericht zur aktuellen Lage 

bei der Registerzensus-Vorbereitung 
 

Sachstand Neukonzeption Zensus 2031 und Folgejahre 

Bereits in der vergangenen Legislaturperiode war für das Jahr 2031 geplant, von einem regis-

tergestützten auf einen möglichst vollständig registerbasierten Zensus umzusteigen, um die 

Belastungen für Bürgerinnen und Bürger und die Verwaltung zu reduzieren und aktuelle Daten 

in tieferer regionaler Gliederung bereitzustellen. Darüber hinaus sollte mit dem Methoden-

wechsel  die  Forderung  aus  dem  Urteil  des  Bundesverfassungsgerichts  vom  19.  September 

2018 (2 BvF1/15 - BVerfGE150,1), realitätsgerechte Bevölkerungszahlen auf der Basis des ak-

tuellen Stands der wissenschaftlich anerkannten Methoden zu gewinnen, aufgegriffen wer-

den. 

 

Aufgrund der Auflösung des Deutschen Bundestages im Dezember 2024 konnte das für den 

Methodenwechsel vorgesehene Registerzensusgesetz nicht mehr in der 20. Legislaturperiode 

verabschiedet werden. Gleichwohl besteht die europarechtliche Verpflichtung, im Jahr 2031 

und in den Folgejahren gemäß den geltenden europäischen Anforderungen Daten in den Be-

reichen Bevölkerung, Gebäude und Wohnen, Haushalte und Familien sowie Bildung und Ar-

beitsmarkt bereitzustellen. Die im Trilog mittlerweile geeinte Gesetzesinitiative der EU-Kom-

mission zur europäischen Bevölkerungsstatistik (ESOP) erweitert die Anforderungen in fast al-

len Themenbereichen der Bevölkerungsstatistik, was einen erweiterten registerbasierten An-

satz erforderlich machen wird.  

 

Im Statistischen Verbund wird aktuell an einem adaptierten Zielmodell für den Zensus 2031 

gearbeitet, welches Potenziale zur Umsetzung des Once-Only-Prinzips berücksichtigt und die 

Belastung von Kommunen und Bevölkerung möglichst geringhalten soll. Hierzu sollen soweit 
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wie möglich Verwaltungsdaten genutzt und mit notwendigen Erhebungen verknüpft werden. 

Voraussetzung dafür ist, dass die benötigten Verwaltungsdaten in hinreichender Qualität vor-

liegen. 

 

Wichtige Erkenntnisse bei der Entwicklung des adaptierten Zielmodells für den Zensus 2031 

liefert der Methodentest Bevölkerung gemäß Registerzensuserprobungsgesetz (Reg-

ZensErpG). Der Methodentest befindet sich nunmehr in einer fortgeschrittenen Auswertungs-

phase. Die bisher vorliegenden Zwischenergebnisse deuten darauf hin, dass die neuen regis-

terbasierten Verfahren zur Ermittlung von Einwohnerzahlen grundsätzlich geeignet sind. 

 

Drei Grundmodelle zur Ermittlung der Bevölkerungsdaten im Zensus 2031 wurden im Statisti-

schen Verbund erarbeitet und diskutiert: 

 

 Modell 1: Zensus 2022 optimiert - Registergestütztes Zensusmodell inkl. einer Haus-

haltebefragung (wie in 2022 bei über 10% der Bevölkerung) 

 Modell  2:  Registerbasierter  Zensus  mit  zusätzlicher  zielgerichteter  Qualitätssiche-

rung - Registerbasiertes Verfahren (Nutzung von Melde- und Vergleichsregistern) ohne 

anlassbezogene Meldungen mit Lebenszeichenansatz (LZA) ergänzt um  

ein zusätzliches qualitätssicherndes Korrektiv  

 Modell 3: Registerbasierter Zensus– Modell 2 ohne zusätzliche zielgerichtete Quali-

tätssicherung. 

 

Aufbauend  auf  den  Diskussionen  in  unterschiedlichen  Verbundgremien  werden  die  drei 

Grundmodelle - wie folgt - eingeschätzt:  

 Modell 1 stößt auf erhebliche Bedenken. Die Korrektur der Melderegisterdaten über 

primärstatistische Existenzfeststellungen (Haushaltebefragung, Sonderbereichserhe-

bung) ist mit einer hohen Belastung der Befragten, der Kommunen und der Verwal-

tung insgesamt verbunden. Darüber sind für dieses Modell Akzeptanzprobleme zu be-

fürchten. Insbesondere von kommunaler Seite wird immer wieder die Kritik geäußert, 

dass die Abweichungen zu den Melderegistern methodisch bedingt schwer nachvoll-

ziehbar seien. Unter diesen Gesichtspunkten wird die Anwendung von Modell 1 im 

Zensus 2031 abgelehnt. 
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 Die Modelle 2 und 3 verfolgen den gleichen methodischen Ansatz, unterscheiden sich 

aber durch ein zusätzliches qualitätssicherndes Korrektiv bei Modell 2. Beide Modelle 

haben den  Vorteil,  dass durch eine  verstärkte  Nutzung von  Verwaltungsdaten  eine 

Entlastung der Bürgerinnen und Bürger sowie der Verwaltung erfolgt. Die erarbeite-

ten fachlichen und technischen Grundlagen könnten, anders als bei Modell 1, im An-

schluss des Zensus 2031 für eine systematische Weiterentwicklung des bevölkerungs-

statistischen  Gesamtsystems  genutzt  werden.  Nach  dem  derzeitigen  Kenntnisstand 

und unter den gegebenen Rahmenbedingungen, ist nicht sicher, ob Modell 3 zu einer 

ausreichenden Qualität sowie fachlichen Abdeckung der notwendigen Erhebungsin-

halte führt. Modell 2 wird Modell 3 von den Statistischen Ämtern mehrheitlich vorge-

zogen, da ergänzend zum führenden Lebenszeichenansatz und der Wohnsitzanalyse 

der Bedarf an zusätzlichen Qualitätssicherungsmaßnahmen gesehen wird. Unter an-

derem wird die Erhebung spezieller Anschriftengruppen (in einem Umfang, der insge-

samt deutlich unter dem einer Stichprobe liegt) empfohlen, bei denen der Lebenszei-

chenansatz  mit  Wohnsitzanalyse  als  unzureichend  eingeschätzt  wird.  Die  abschlie-

ßende Methodenentscheidung wird durch den Statistischen Verbund erst getroffen, 

sobald  die  Ergebnisse  des  Methodentests  Bevölkerung  (Lebenszeichenansatz  und 

Wohnsitzanalyse) vollständig vorliegen.  

  

Folgende methodische Festlegungen wurde bereits getroffen: 

 In den Bereichen Arbeitsmarkt und Bildung wird für 2031 eine weitestgehend regis-

terbasierte Datenermittlung angestrebt. Um dies zu verifizieren, werden Methoden-

tests mit verknüpften Einzelpersonenangaben der vorgesehenen Datenquellen durch-

geführt. 

 Im  Bereich  Gebäude-  und  Wohnen wird  in  Ermangelung eines Gebäude- und  Woh-

nungsregisters für 2031 eine Gebäude- und Wohnungszählung (GWZ) als Vollerhebung 

bei  Eigentümerinnen  und  Eigentümern  auf  Basis  optimierter  Verfahren  des  Zensus 

2022 durchgeführt. Ein noch zu entwickelndes Schätz-/Fortschreibungsmodell sichert 

die möglichen (mehr-) jährlichen Datenanforderungen der EU in den Folgejahren ab.  

 Informationen zu Haushalten und Familien werden auch für 2031 unter Einbezug von 

GWZ-Daten  über  eine  statistische  Haushaltegenerierung  gewonnen.  Die  (mehr-) 
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jährlichen Datenanforderungen der EU sollen auch hier über ein noch zu entwickeln-

des Schätz-/Fortschreibungsmodell bedient werden. 

 

Ein wesentlicher Meilenstein für die noch ausstehenden Entscheidungen bei der Methoden-

auswahl ist die Amtsleitungskonferenz zwischen den Statistischen Ämtern des Bundes und 

der Länder im März 2026. Um eine fristgerechte Vorbereitung und Durchführung des Zensus 

2031 zu ermöglichen, müssten erste gesetzliche Grundlagen in 2026 geschaffen werden.  
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Zwischenbericht 

17. Oktober 2025 

Zusammenarbeit im Bund-Länder-Gremium AdV zur Erfassung und Bereitstellung von Ge-
obasisinformationen für Anwendungen in den Geschäftsbereichen der Innenressorts 

auf der Grundlage des Plenumsbeschlusses P 2025/10 der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen 
der Länder der Bundesrepublik Deutschland 

 

 

Auftrag 

 

In ihrer 217. Sitzung hat die Ständige Konferenz der Innenminister und -senatoren der Länder 
(IMK) unter TOP 57 den Bericht der AdV zur Zusammenarbeit im Bund-Länder-Gremium „Ar-
beitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen der Länder der Bundesrepublik Deutsch-
land“ (AdV) zur Erfassung und Bereitstellung von Geobasisinformationen für Anwendungen in 
den Geschäftsbereichen der Innenressorts zur Kenntnis genommen. 

Die IMK bat die AdV, die Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern zur Geobasisdaten-
bereitstellung und Produktentwicklung für BOS-Bedarfsträger zu verstärken und die mögliche 
Einordnung  von Geobasisinformationen  als  kritische  oder  besonders  schützenswerte  Infra-
struktur herauszuarbeiten. 

Die Bearbeitung dieses Auftrages erfolgte innerhalb der AdV in zwei Strängen:  

• Der Arbeitskreis Public Relations und Marketing der AdV hat sich mit den Bedarfen der 

BOS sowie mit Fragen der Zusammenarbeit zwischen den Akteuren befasst. 

• Für die Prüfung der Einordnung der Geobasisinformationen als kritische oder besonders 

schützenswerte Infrastruktur wurde eigens eine AdV-Arbeitsgruppe „AG KRITIS Geoba-

sisdaten“ eigerichtet. 

 
Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern zur Geobasisdaten-
bereitstellung und Produktentwicklung für BOS-Bedarfsträger 

 

Die Geobasisdaten werden für die Einsatzlagen der BOS-Bedarfsträger (Behörden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufgaben) bereitgestellt. Das Gesamtziel ist die technische Harmo-
nisierung und Verbesserung der Zusammenarbeit von polizeilichen und nichtpolizeilichen BOS 
anhand von validen Geobasisdaten. 

Im Ergebnis einer im Jahr 2024 durchgeführten  Umfrage bei den Behörden und Organisatio-
nen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) der Länder und des Bundes bzgl. der Einsatzfelder von 
und Anforderungen an die amtlichen Geobasisdaten für den Zivil- und Katastrophenschutz 
kann anhand einiger Kernaussagen zusammengefasst werden: 

• Die Aktualität der AdV-Produkte wird als hoch eingeschätzt. 
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• Es besteht jedoch der Wunsch nach besseren und schneller verfügbaren Luft- bzw. 
Satellitenbildern.  

• Gedruckte Karten sind aus der Sicht der BOS unverzichtbar. 
• Geodatendienste sind weniger bis nicht bekannt. 
• Die Online- und Offline-Verfügbarkeit der Geodaten wird gewünscht.  
• Es gibt eine zunehmende Nachfrage nach 3D-Daten und routingfähigen Geodaten. 

Aufbauend auf die Umfrage ging die AdV in den Austausch mit BOS-Experten, die Schlüssel-
funktionen  beim  Aufbau  der  BOS-GDI  (BOS  Geodateninfrastruktur)  in  den  Bundesländern 
Nordrhein-Westfalen, Thüringen und Brandenburg besetzen. 

Sowohl die Umfrage unter den BOS-Bedarfsträgern als auch der fachliche Austausch mit den 
BOS-Experten haben gezeigt, dass die Anforderungen der BOS an Geodaten sehr differen-
ziert und heterogen sind. Häufig ist jedoch das Fachwissen um die Verfügbarkeit und die Nut-
zungsmöglichkeiten von Geodaten unter den tatsächlichen Nutzern nicht immer ausreichend. 

Die Basis für die Entwicklung einer Strategie für eine bedarfsgerechte und nachhaltige Daten-
verfügbarkeit der Geobasisdaten für die Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufga-
ben stellt ein regelmäßiger und verbesserter Austausch zwischen der AdV und den Bedarfs-
trägern der BOS dar. Hierzu sollten insbesondere Personen an Schlüsselpositionen der BOS-
GDI  (mit  einem  erweiterten  Fokus  auf  die  beauftragten  Anwendungsentwickler  und  Soft-
warehersteller) eingebunden werden. 

Für die künftige Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern zur Geobasisdatenbereitstel-
lung wurden folgende Handlungsfelder identifiziert: 

• Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit zu den AdV-Standardprodukten (Verfügbarkeit, 
Datenformate, Bereitstellungsformen, adressatengerechte Ansprache, szenarienorien-
tierte Beispiele) und deren Nutzung in Geographischen Informationssystemen, 

• Beteiligung der AdV auf Fachmessen für BOS (z.B. 112 RESCUE, INTERSCHUTZ), 
Beratung der BOS und der Firmenanbieter von Leitstellensoftware bezüglich der Nut-
zung von Geobasisdaten, 

• Regelmäßiger, in der Regel jährlicher Austausch zwischen den BOS und der AdV mit 
bedarfsweiser Beteiligung der Facharbeitskreise der AdV. 

Es Im Bereich der Fernerkundungsprodukte werden z.B. im Rahmen gemeinsamer Einsätze 
von Bund und Ländern Produkte des vom BKG betriebenen Satellitengestützten Krisen und 
Lagedienstes (SKD) gemeinsam genutzt. 

Hinsichtlich notwendiger Weiterentwicklungen wird eine Zusammenarbeit der AdV mit dem im 
Jahr 2022 von Bund und Ländern auf der Frühjahrssitzung der Innenministerkonferenz ge-
gründeten “Gemeinsamen Kompetenzzentrum Bevölkerungsschutz“ (GeKoB) beim Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe angeregt. 

 

Einordnung von Geobasisinformationen als kritische oder besonders schützens-
werte Infrastruktur 

 

Die AdV hat sich zunächst mit der möglichen Identifizierung und Einordnung der Geobasisin-
formationen als kritische oder besonders schützenswerte Infrastruktur auf Grundlage gesetz-
licher Vorgaben, der Einordnung zum Entwurf des KRITIS-Dachgesetzes (KRITIS-DG) und 
den Arbeitshilfen vom Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe 
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auseinandergesetzt. Dabei wurden auch weitere Dienste der Vermessungs- und Geoinforma-
tionsverwaltungen (z.B. SAPOS®, Kartenwerk auch in analoger Form) in den Blick genommen, 
um eine umfassende Betrachtung für das amtliche Vermessungswesen zu erreichen. 

Aus dem Entwurf des KRITIS-DG kann keine Betroffenheit von Geobasisdaten (im Sinne von 
Diensten der Vermessungs- und Geoinformationsverwaltungen wie zentrale Register, Daten- 
und Kartenprodukte samt Online-Services mit Basisfunktionen) hergeleitet werden. Geobasis-
daten sind keine kritische Infrastruktur im Sinne der Richtlinie (EU) 2022/2557 zur Stärkung 
der Resilienz kritischer Anlagen, die vor physischen Störungen geschützt werden müssen. 

Geobasisdaten und die betreffenden Dienste sind aufgrund ihrer Querschnittsfunktion als Teil 
der digitalen Daseinsvorsorge für viele Fachbereiche der öffentlichen Verwaltung und auch für 
Wirtschaft und Rechtspflege eine besonders schützenswerte Infrastruktur, mit denen die Ei-
gentumsgarantie des Art. 14 GG für Grund und Boden umgesetzt wird und die die Funktions-
fähigkeit des Staates in Normal- und Krisensituationen sicherstellen. 

Geobasisdaten haben eine grundlegende Bedeutung für die Aufrechterhaltung von Sicherheit 
und Ordnung. 

Die  AdV  empfiehlt,  dass  die  Dienste  der  Vermessungs-  und  Geoinformationsverwaltungen 
aufgrund der NIS2-Richtlinie bewertet werden. 

 

Empfehlung an die IMK 

 

Die IMK nimmt den Zwischenbericht der AdV zur Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Ländern zur Geobasisdatenbereitstellung und Produktentwicklung für BOS-Bedarfs-
träger und die Einordnung von Geobasisinformationen als besonders schützenswerte Infra-
struktur zur Kenntnis. 

Nach abschließender Befassung in der AdV soll die IMK mit diesem Thema erneut befasst 
werden. 
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